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In dem älteren deutschen Rechte, wie es uns in den frühsten 
heimischen Aufzeichnungen, den leges barbarorum, entgegen- 
tritt, erscheint die Verlobung nach zwei Seiten hin als Rechts- 
act von hoher Wichtigkeit. Einmal in ihrem Verhältniss zu 
dem Mundium^). Aus einem Vermögensrecht hatte sich das 
Mundium allmählich zu einem hauptsächlich familienrecht- 
lichen Gewaltverbältniss der männlichen Geschlechtsgenossen 
resp. des Königs über die Frau herangebildet '). Nur wenige 
Spuren der alten Ausdehnung zeigen sich noch in den Volks- 
rechten und diese gerade in Verbindung mit der Verlobung. 
Verlobung ist der Vertrag, in welchem der Uebergang des 
Mundiums auf einen neuen Inhaber gegen Zahlung eines 
Kaufpreises verabredet wird. 



1) Diese Beziehung leugnet Rive, Gesch. der deutschen Vormundsch. 
1862—1875. I, S. 258. 

2) Im altdeutschen Recht standen alle Weiber untei' Vormund- 
schaft, ausgenommen bei den Westgothen, vergL Kraut, die Vormundsch. 
nach den Grundsätzen des deutschen Rechts. I, S. 10. Dass die Auf- 
fassung, die Rive in seinem Anm. 1 cirtirten Werke über das Wesen 
des Mundiums im älteren deutschen Recht zu erkennen gibt, nicht die 
richtige sei, wird in der neueren Literatur, soweit dieselbe unsere Frage 
berührt, fast allseitig anerkannt. Rive ist viel zu sehr voreingenommen 
an die Frage herangetreten. Die Ansicht, die er von der rechtlichen 
Stellung der deutschen Frauen in älterer und ältester Zeit hegt, hat er 
nicht aus den Quellen entnommen, sondern in diese hineinzutragen ge' 
sucht. Den schärfsten Gegensatz zu ihm bildet Davoud-Oghlou, Histoire 
de la l^gisl. des anc. Germains, 2. B. 1845, der die Frau für eine Sache 
erklärt, die.ge- und verkauft wurde (T. I, p. XL), vergl. Sohm, das Recht 
der Eheschliessung. 1875. S. 23, Trauung und Verlobung« 1876. S. 13. 
£. Löning, Gesch. des deutschen Eirchenrechts II, 578, Brunner in der 
Jenaer Lit. Ztg. 1876 Art. 439a. 
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Diese Erklärung erschöpft indess den Inhalt des Ver- 
lobungsvertrags, wie er sich uns in der Periode der Volks- 
rechte darstellt, noch nicht. Ein wesentliches Moment fehlt 
ihr noch: das ist die Beziehung der Verlobung zur Begrün- 
dung der Ehe. Nicht jeder Vertrag über Uebergang des 
Mundiums *) ist Verlobung, sondern nur der, in welchem Ueber- 
gang des Mundiums zwecks Begründung einer Ehe verein- 
bart wird*). Der altdeutschen Eheschliessung ist der Ver- 
lobungsvertrag wesentliches Merkmal, er muss vorangegangen 
sein, welan eine legitime Ehe zu Stande kommen soll; ohne 
ihn ist das Zusammenleben von Mann und Weib nicht ge- 
setzlich anerkannte, vollwirksame Ehe, sondern eine Ge- 
schlechtsverbindung ähnlich dem Concubinat. 

Während über das Verhältniss der Verlobung zum Mun- 
dium im Wesentlichen kein Zwiespalt besteht (s. S. 5 Anm. 1), 
ist über ihre Bedeutung für die Begründung einer Ehe neuer- 
dings Streit entstanden, hervorgerufen durch ein Werk Sohm's; 
„Das Recht der Eheschliessung" (1875), dessen Ergebnisse 
er gegen die von allen Seiten dagegen erhobenen Einwürfe 
in einer Schrift: „Trauung und Verlobung" (1876) vertheidigte. 

In dem erst genannten Werk (S. 24 fi.) hat Sohm zum 
ersten Male in eingehender Weise den Vertragscharakter der 
Verlobung dargelegt'). Mit Berücksichtigung des ganzen 
älteren deutschen Gontractssystems hat er gezeigt, dass die 
Verlobung ursprünglich reiner Realcontract gewesen ist, bei 
dem Zug um Zug geleistet wurde, d. h. mit der Zahlung des 
Kaufpreises ging Tradition des Weibes Hand in Hand^). 
Später wurde es Sitte , den letzteren Act hinauszuschieben ; 



1) lieber die Zulässigkeit der sonstigen Veränsserung und lieber- 
tragung des Mundiums vergl. Kraut a. a. 0. I, S. 216 

2) Diese beiden Bestandteile unterscheidet auch Enitschky in der 
kritischen Yierteljahrsschrift für Gesetzgebung und Bechtswissenschaft 
1876. S. 408. 

3) lieber die langobardische Verlobung vergl. Val de Li^vre, Laune- 
gild u. Wadia 1877. S. 18 f. 130 f. 269 f. lieber die der Verlobung vor- 
hergehenden Verhandlungen vergl. Pardessus , Loi Salique. Paris 1843, 
p. 666. 

4) £. Löning a. a. 0. II, 579. 
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die stattgehiibte Preiszahlung, die den Vertrag perfect ge- 
macht hatte, verpflichtete zur Vornahme der Tradition. Um 
aber die Gefahr, welche diese Vorauszahlung des Preises für 
den Bräutigam in sich trug, abzuwenden, kam man dazu, bei 
Abschluss des Vertrags, dessen Charakter als Realcontract 
dadurch indess nicht tangirt wurde, nur^ einen Scheinpreis ') 
zahlen zu lassen, während der wahre Kaufpreis erst im Mo- 
ment der Tradition des Weibes verabfolgt wurde. 

Im späteren Recht tritt mehr und mehr an Stelle des 
Realcontracts der Formalcontract, die Verlobung wird durch 
Eid oder Handschlag geschlossen ^). Diese Entwickelung reicht 
indessen nicht bis in die Zeit der Volksrechte zurück. 

Eine weitere, Frage in Betreff des Verlobungsvertrags 
bezieht sich darauf, ob die Verlobung öffentlich abgeschlos- 
sen wurde oder nicht')? Man hat aus dem Wort „Ver- 
mählung^S welches gleichbedeutend mit Verlobung gebraucht 
wird, schliessen wollen, dass die Verlobung im mallum, in 
der Gerichtsversammlung vor sich ging. Doch ist diese Be- 
gründung nicht richtig*). Auch auf Tacitus (Germ. 18) ha- 
ben die Vertheidiger der Publicität der Verlobung sich ge- 
stützt. Doch erwähnt derselbe an der genannten Stelle, wo 
er von der Eheschliessung spricht, nur die Anwesenheit der 
parentes und propinqui, eine Ausdrucksweise, die unmöglich 
auf eine Volksversammlung gedeutet werden kann. 



1) Schröder (Gesch. des ehel. Güterrechts in Deutschland, 1863—74. 
B. I, § 4) bezeichnet diesen als „symbolischen Muntschatz". Dieser Aus- 
druck ist indess, wie Sohm, Eheschi. S. 30 f. nachweist, nicht zutreffend. 
Die bei der Verlobung zu zahlende Summe ist das Handgeld, welches 
den Vertrag perfect macht und zur Zahlung des vollen Muntschatzes 
verpflichtet, nicht ein Symbol für den weggefallenen Muntschatz. 

2) Zuletzt gingen beide Arten der Abschliessung in einander über: 
Sohm, Eheschi. S. 56. 

3) Für geriphtl. Verlobung: Grimm, RA. S. 433. Eichhorn, Deutsche 
Staats- u. Rechtsgeschichte. 5. Aufl. 1843—44. I, § 54 u. a. Dagegen 
Rive a. a. 0. I, S. 241 ; Sohm, Eheschi. S. 62 ; v. Wyss, die Eheschlies- 
snng in ihrer geschichtl. Entwickelung nach den Rechten der Schweiz 
(in der Zeitschr. f. Schweiz. Recht, XX, Heft 2 S. 98). 

4) Vergl. Sohm, Eheschi. S. 62. 
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Für die altdeutsche Verlobung liegt kein Grund vor, die 
Gewohnheit öffentlicher Abschliessung zu behaupten. Dass 
dieselbe nicht gesetzliches Erforderniss war, zeigt das Schwei- 
gen unserer Kechtsquellen , von denen keine auch nur die 
leiseste Anspielung enthält, aus der die Notwendigkeit öffent- 
lichen Abschlusses gefolgert werden könnte. 



I. 

Terlobimg nnd Mimdlimi. 

§ 1. 

Allgemeines Verhältniss. 

Mundium ') ist das Gewaltverhältniss , in welchem das 
Weib im älteren deutschen Recht steht oder von der andern 
Seite aus gesehen die Fülle von Rechten, welche Jemandem 
einem Weibe gegenüber zustehen. Inder neueren Literatur 
wird der Ausdruck Mundium meist auch für Gewaltverhält- 
nisse über Personen männlichen Geschlechts angewandt,' diese 
Ausdehnung kennt indess das Volksrecht, welches überhaupt 
von einem Mundium spricht, das langobardische, nicht '). Der 
Träger des Mundiums ist in der Regel die Sippe der Frau, 
repräsentirt durch eines ihrer männlichen Mitglieder. In der 
Regel war zunächst der Vater Muntwalt, nach ihm der nächste 
Schwertmage des Mädchens. Bei gleich nahe Gesippten war 
es der älteste'); fehlt die Sippe oder fällt sie aus irgend einem 
Grunde hinweg, so tritt die öffentliche Gewalt an ihre Stelle 
(in verbo regis esse; curtis regia mundeburdis regia). Auch 
in der Gewalt des Ehemanns über seine Frau ist das Mun- 
dium ein integrirender Bestandteil, wenn es auch dieselbe 

1) üeber das Wort „Mundium" und die demselben gleichstehenden 
Ausdrücke vergl. Kraut a. a. ö» I> S. 1 ff. 

2) Kraut a. a. 0. I, S. 1 ff. 

3) Weinhold, deutsche Frauen im Mittelalter S. 121. 
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nicht vollständig ausfüllt, sondern in ihr noch andere Befugnisse 
liegen. Doch bildet das Mundium jedenfalls den weitaus be- 
deutendsten Bestandteil der eheherrlichen Gewalt ^). Für die 
Wittwe modificirt sich der obige Satz über den Träger des 
Mundiums insofern, als nicht ihre Familie, sondern die ihres 
verstorbenen Mannes (wenn dieser das Mundium über sie 
besessen hat) die Muntgewalt über sie ausübt, da sie durch 
die rechtmässig eingegangene Ehe Mitglied der Familie ihres 
Mannes geworden ist^). 

In welchem Verhältniss zum Mundium steht nun der 
Verlobungsvertrag? Die Verlobung ist — abgesehen von 
ihrer Beziehung zur Eheschliessung, die wir hier ausser 
Betracht lassen wollen — Kauf des Mundiums '), ein Vertrag 
über den Uebergang desselben von dem bisherigen Inhaber 
auf eine andere Person. Es ergibt sich daraus, dass die 
Gontrahenten des Vertrags ursprünglich der bisherige Besitzer 



1) Nach Brunner a. a. 0. N. l fielen Mundium und eheherrliche Ge- 
walt stets aus einander, sowohl in älterer Zeit, als die Ehefrau im Eigen- 
tum ihres Ehemannes stand , als in jüngerer Zeit, in welcher das Mun- 
dium nur die Vertretung der Frau nach aussen in sich hegriff. Gegen 
diese Ansicht l&sst sich aber anführen, dass zu der Zeit, in welcher die 
Frau im Eigentum ihres Ehemannes stand, dieselbe Fülle von Rechten 
auch ihrem früheren Muntwalt zustand, später aber, wenngleich das Mun- 
dium an Intensität sehr abgenommen hatte, es doch noch weiter ging, 
als nur auf Vertretung der Frau nach aussen; man vergleiche z. B. die 
Stelluug zum Vermögen der Frau. 

2) Sohm, EheschL S. 92. Kraut a. a. 0. I, S. 185 f. 

3) Dieselbe Erklärung gab anfänglich auch Sohm (Eheschi. S. 22), 
später aber hat er sie fallen lassen und erklärt nun die Verlobung als 
Kauf der Frau (Tr. 15). Dass diese Modification in Wahrheit keine 
Aenderung ist, zeigt bereits Brunner a. a. 0. Note 1. 'Denn Sohm setzt 
damit nur an Stelle des Rechts das diesem zu Grunde liegende Object, 
eine Vertauschuug , die für die Sache tou keiner Bedeutung ist. Als 
Kauf des Mundiums bezeichnen die Verlobung: Kraut a. a. 0. I, 171. 
Gaupp, Recht u. Verfassung der alten Sachsen, 1837, S« 137 f. Knitschky 
a. a. 0. S. 405 u. a. Rive a. a. 0. I, S. 104 bestreitet, dass das Mun- 
dium Object der Verlobung sei, da dasselbe kein allgemeines Machtver- 
hältniss gewesen und daher auch nicht übertragbar gewesen sei. Das 
pretium der Lex Sax. tit. 40 erklärt er aber doch „für Beendigung der 
bisherigen Stellung des Muntwalts zum Mündel an enteren gezahlt. 



^>^ 
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und der künftige Erwerber der Muntgewalt sind: also der 
Muntwalt') und der Bräutigam resp. für letzteren sein ge- 
borener oder gekorener Vertreter. Ersterer geht in dem 
Vertrage die Verpflichtung ein, sein Recht auf den Mitcon- 
trahenten zu übertragen, letzterer die Verpflichtung, den be- 
dungenen Preis dafür zu zahlen. 

Soweit — nämlich in Bezug auf seinen Gegenstand und 
die Gontrahenten — ist der Verlobungsvertrag im altdeutschen 
Recht im Wesentlichen stets unverändert gewesen'); so- 
bald man aber tiefer auf seine Unterlage eingeht, zeigt sich, 
dass innerhalb jener Zeit eine grosse Wandelung mit dieser 
und damit auch mit dem Vertrag sich vollzogen hat, eine 
Entwickelung , deren einzelne Phasen wir nicht mehr genau 
scheiden und zeitlich bestimmen können, deren Ausgangs- 
und Endpunct uns indess deutlich vor Augen liegt. 

Ursprünglich war die Verlobung ein sachenrechtlicher 
Vertrag. Ob und inwieweit schon im ältesten Recht fami- 
lienrechtliche Momente hineingespielt haben, ist nicht zu 
entscheiden. Einen sachenrechtlichen Charakter verlieh 
der Verlobung ihr Object: das Mundium war damals ein 
Vermögensrecht'). Die Frau war Sache*). Noch in den 



1) Ueber die Sitte, andere Verwandte hinzuzuziehen vergl. Friedberg, 
das Recht der Eheschliessung in seiner geschichtl. Entwickelung, 1865, 
S. 20 Anm. 2. 

2) Nur bei der Verlobung der Wittwe hat sich auch bezüglich der 
Gontrahenten eine Aenderung dahin vollzogen, dass die Wittwe selbst 
die Verlobung abschliesst Darüber siehe unten § 3. 

3) Dass auch die sittliche Idee in der Gewalt des Vaters hervortrat, 
wie £. Löning, Gesch. des Kirchenr. II, 578 bemerkt, darf man annehmen. 

4) Sohm, Eheschi. S. 23 f. Tr. S. 13 f. £. Löning a. a. 0. II, 578. 
Man hat dagegen eingewendet (und von diesem Puncto geht besonders 
Kive a. a. 0. aus), dass selbst die ältesten historischen Nachrichten, welche 
wir über die Germanen haben, von einer solchen rohen Auffassung des 
Weibes nichts wüssten. Dagegen muss jedoch aufmerksam darauf ge- 
macht werden , dass die Frauen immerhin tatsächlich eine angesehenere 
Stellung einnehmen konnten, als das Recht ihnen gewährte. Recht und 
Sitte fielen auch damals, trotzdem dass ersteres auf Gewohnheit beruhte, 
keineswegs immer zusammen und Beweise für dieses Auseinandergehen 
von Recht und Süte bieten sich auch in ältester Zeit mehrfach« s. B. in 
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späteren Zeiten, wo diese alte Starrheit des Rechts längst 
überwunden war, finden wir Spuren der früheren Anschauung, 
Spuren, die um so wertvoller und überzeugender sind, je 
weniger sie mit ihrer Umgebung, die von einer neueren 
Rechtsauffassung durchdrungen ist, übereinstimmen. Denn 
welche andere Erklärung, als die von Zeugen einer älteren 
Anschauung, soll man finden für Ausdrücke, wie e^ere resp. 
vendere puellam, uxorem, puella emta (Pact. AI. III, 29. L. 
AI. Lantfr. 97, 4), pretium puellae, pretium emtionis, ceäpian 
ceäpl, bycgan, äbycgan omaegö, wlf u. a., wenn sie uns in 
Yolksrechten begegnen , die im Uebrigen schon der Frau 
manche bedeutende Rechte zuerteilen. Jene Ausdrücke für 
blosse Ungenauigkeiten zu erklären, dem widerspricht schon 
die Häufigkeit ihres Vorkommens in den verschiedensten 
Rechtsquellen, und sie sind nicht etwa auf den Kreis der 
deutschen Rechtsquellen beschränkt, auch in den nordgerma- 
nischen finden sich ganz analoge Ausdrücke: kaupa kona, 
kona mundi keypt, bruÖ-kaup etc. ^). Für unsere Behauptung 
spricht auch die ganze Entwickelung des Rechtsinstitutes, 
die, soll sie überhaupt eine organische gewesen sein, uns, 
wenn wir sie rückwärts verfolgen, unbedingt zu einem Aus- 
gangspunct führt, wo die Frau Rechtsobject, also Sache war, 
das Mundium ein Vermögensrecht, die Verlobung sachen- 
rechtlicher Vertrag. 

Später änderte sich die Sache allerdings sehr^und bereits 
vor der Aufzeichnung selbst unserer ältesten heimischen Rechts- 
quellen ist in der Anschauung über diesen Punct eih beinahe 
völliger Umschwung eingetreten. Nur hier und da zeigen 



der Stellung des Adels oder in der Lage der Knechte, die rechtlich 
äusserst schlecht, im Leben sich ganz erträglich gestaltete. 

1) Rive a. a. 0. S. 103 erklärt kaupa = pacisci (nicht = emere), 
mundr für die Gabe an die Frauen, nicht = Kaufpreis. Die Bedeutung 
von pacisci hat kaupa aher jedenfalls erst secuudär. Der mundr hat 
jedenfalls dieselhe Entwickelung gehaht, wie unser Muntschatz (mit wel- 
chem er auch etymologisch zusammenhängt), lieber den Kaufpreis im 
gothischen und schwedischen Rechte vergl. K. Maurer in der krit. Viertel- 
jahrsschr. 4, 428 f. (Kritik von Rive's Gesch. der Vormundscb.) 
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sich Sparen des alten Verhältnisses. Aus einer Sache ist 
die Frau Rechtssubject geworden; die alte Gewalt über sie 
ist zwar nicht völlig untergegangen, aber doch stark modi- 
ficirt aus der Entwickelung hervorgegangen : Aus einem Ver- 
mögensrecht ist das Mundium ein wesentlich familienrechtliches 
Verhältniss geworden, wenn auch noch in manchen Puncten 
der alte Charakter sich erhalten hat. In Folge dieser Aende* 
rung hat auch die Verlobung ihren Charakter geändert, sie 
ist nicht mehr sachenrechtlicher, sondern familienrechtlicher 
Vertrag. Als solcher tritt sie uns in den Volksrechten ent- 
gegen, nur mit wenigen Ueberbleibseln ihrer alten dinglichen 
Natur behaftet. Doch trotz dieser Abwerfung des vermögens- 
rechtlichen Charakters bleibt der Ausgangspunct der Ent- 
wickelung von Wichtigkeit fttr die Betrachtung der Verlobung 
und ist in neuerer Zeit auch für die Entscheidung einer Reihe 
von Fragen, welche sich an die Verlobung knüpfen, mit Er- 
folg herangezogen worden^). Nicht Hand in Hand mit der 
Entwicklung, welche das dem Vertrag zu Grunde liegende 
Recht nahm, aber doch sie teils begleitend, teils von ihr 
herbeigeführt, geht eine Aenderung in Bezug auf den Kauf- 
preis'). Derselbe war ursprünglich das wahre Aequivalent für 
das Weib'), ihr pretium und wurde gezahlt vom Bräutigam 
an den, der ihm die Gewalt über das Weib übertragen wollte. 
So lange das Recht in der Frau nur eine Sache sah, blieb 
es bei dem; sobald aber die Anschauung humaner wurde, trat 
eine Aenderung insofern ein, als die Frau den Verkehr ge- 
wissermaassen entzogen, ihr Pretium durch Gesetz fixirt wurde*). 

1) Von Sohm für seine Behauptung, dass Verlobung den Beginn 
der Ehe sofort herbeiführe. (E. 78 ff. u. Tr. 12 ff.). 

2) Denselben bezeichnet Schröder als Muntschatz nach dem friesi- 
schen Hecht (Gesch. des ehel. Güterrechts I, Einl. § 1), Sohm, Eheschi. 
S. 23 als Wittum, weil dieser Ausdruck mehreren Stellen gemeinsam 
sei; doch entspricht dem ,, Muntschatz** der nord. mundr. 

3) Darin liegt auch, dass der Preis im concreten Falle bald höher^ 
bald niedriger sein konnte. Gf. Gundling, de emtione uxorum. Lips. 1731. 
§ 19 u. Davoud-Oghlou, l^gislat. etc. T. I, p. XL. 

4) Ebenso war wahrscheinlich auch für das Wergeid ursprünglich 
d. h. so lange dem Verletzten die Wahl zwischen Bache und Annahme 
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I 

Man legt auf diese Fixirung m. £. viel zu viel Gewicht. 
Sohm (Ehesch. 23) ersieht daraus, dass die Deutschen die 
Frau als ein unschätzbares Object ansahen, ebenso wie 
Leib und Leben, Freiheit und Ehre. Ich glaube, dass die 
festen Ansätze für die Bussen wegen Verletzungen der letzt- 
genannten Güter natürlicher sich dahin erklären lassen, dass 
die Genossen ein Interesse daran hatten, Fehden zu ver- 
hindern , die bloss auf Grund verschiedenseitiger Schätzung 
eines derartigen Schadens entstanden. Andrenfalls kann ich 
nicht einsehen, warum z. B. die Lex Salica mit solcher Ge- 
nauigkeit die Bussen für gestohlene Tiere festsetzt, die sie 
doch wohl nicht unter die unschätzbaren Objecte gerechnet 
haben wird. Ebenso hängt wohl die Festsetzung des pretium 
puellae weniger mit dem Gedanken der Unschätzbarkeit des 
Objects als mit der Absicht zusammen, ein ungerechtfertigtes 
Hinauftreiben des Preises seitens des Muntwalts der Frau 
unmöglich zu machen, bei einem Kaufe, bei dem es zu sehr 
auf individuelle Neigung ankam, bei welchem daher der eine 
Gontrahent, der Bräutigam, völlig in die Willkür des Munt- 
walts gegeben war. Man will das Zustandekommen der Ver- 
lobung nicht von der Habsucht eines Muntwalts abhängig 
machen, während sonst derselbe allerdings in Betreff des 
Abschlusses des Vertrages völlig freie Hand hatte. Nachdem 
das Wittum an die Frau gekommen war, fiel dieser Grund 
hinweg. 

Doch auch nach Fixirung des Kaufpreises erhielt noch 
immer der Muntwalt den Preis, welchen er, wenn er wollte, 
natürlich der Frau, die ja jetzt Ilechtssubject war, überlassen 
konnte. Erst seitdem die Zahlung des Preises auf die Zeit 
der üebergabe der Frau verlegt wurde, scheint ein rechtlicher 
Anspruch der Frau auf Ueberlassung des Kaufpreises aufge- 
kommen zu sein, und einer noch spätem Entwickelungsstofe 



der Busse offen stand, kein fester Ansatz vorhanden, sondern die Fest- 
seüning der Höhe der Busse für die Tödtung lag in den Händen der 
Parteien. Nur mussten naturgemäss die Verhältnisse auf diesem Gebiete 
weit eher zu einer rechtlichen Fixirung fCLhren, wenn anders man die um 
der Blutrache wiUen entstandenen Fehden beschränken wollte. 
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gehört «die Sitte der directen Zahlnng des Preises vom Bräu- 
tigam an die Braut an, während der Muntwalt bei der Ver- 
lobung nur noch das Handgeld empfängt Dieses ist im 
Allgemeinen der Standpunct der Volksrechte ^). 

§ 2. 

Verlober und Muntwalt 

Die Stellung der Verlobung zum Mundium macht klar, 
dass rechtmässiger Verlober der Träger der Muntgewalt über 
die Frau war*). 

Für die Jungfrau ist dieser Satz auch durch viele Zeug- 
nisse der Volksrechte nach allen Richtungen hin als gültig 
erwiesen. Im Princip findet er sich zwar nirgends ausge- 
sprochen, er erhellt aber aus den einzelnen Anwendungsfällen, 
welche unsere Quellen aufweisen, zur Genüge '). So erwähnt 
das langobardische Recht mehrmals im Zusammenhang mit 
der Verlobung, die parentes vel ad quem mundius de ea per- 
tinuerit (Roth. 190 etc.), ebenso das friesische bei ähnlicher 
VetanlassuBg den pater sire tutor puellae (L. Fris. IX, 9) 
die parentes vel qui potestatem feminae habent (IX, 11), die 
Lex Thuringormn (47) den pater aut tutor, und in gleicher 
Weise langelsächsiscbe Gesetze (Aethelb. 82) den, dem sie — 
dte Frau — angehört. Die meisten Volksrechte sprechen 
zwar nur von den parentes schlechthin^) als von den rar 
und aus der Verlobung Berechtigten resp. durch sie Ver- 
{ilfiichteten. Es ist jedoch nicht zu bezweifeln , dass sie da- 
mit fledbt tfnd Pflicht im concreten Fall nicht der Gesammtheit 



1. Sohm, Eheschi. SS. 

2) In nordischen Itechten fällt allerdings das Recht der Verlobung 
nicht immer mit dem Recht det Vormundschaft zusammen. Rive a. a. 0. 
I, S. 94 giKt eine genaue Reihcfnfolge der Verlober im nordisd^n 
Recht an. 

3) Ueber die Stellung der unehelichen Geschwister zum Verlobungs- 
rschte s. Weinhold, Deutsche Frauen im Mittelalter, 198 und dazu 
£d. Roth. 160, 161. Ueber die Verlobung bei Dn£reien s. Weinhold» ebd. 

4) L. Bai. VIII, 6, 8, 14, 15. L. Rip. XXXV, 3; LVIII, 18« L. Sax. 
XL, L. BwBg. Xlly 2, 61. 
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der Familienangehörigen, sondern nur eineni Einzigen aus 
ihnen zuerteilen wollen*). Eine besondere Erwähnung wird 
unter den parentes zuweilen dem Vater (L. Alt Ltfr. 54, 
12 u. L. Lang. Roth. 191, 192 u. Liutp. 12, 119) und dem 
Bruder (Langob.) zu Teil, was sich aus dem besonders nahen 
verwandtschaftUchen Verhältniss beider zu dem Weibe erklärt. 

Beim Fehlen der Familie lag das Verlobungsrecht wie das 
Mundium in der Hand des Königs (Curtis regia Mundiburdis ; 
Palatium; Verbum regis.). Ob derselbe auch ausserdem ein 
Recht der Verlobung über freie Frauen, die in eines Andern 
Mundium standen, besessen habe, erscheint mir mindestens 
zweifelhaft^). Die zur Begründung der gegenteiligen Ansicht 
gewöhnlich angefahrten Belegstellen aus dem fränk. Recht 
beweisen gerade deren Unrichtigkeit. Denn in jenen Stellein 
wird gegen solche Verlobungen Einspruch erhoben und zwar 
teils von der Kirche, teils von dem Könige, dessen Namen 
und Autorität von Dritten zur Erzwingung einer Verlobung 
häufig missbraucht worden sein mag. Und selbst in dem 
Fall, wo wirklich ein directer Zwang Seitens des Königs vor- 
liegt, ist zu behaupten, dass diese Handlungsweise nicht aus 
einem Recht des Königs, sondern aus seine)* rein factischen 
Autorität über seine Untertanen hervorgeht. 

Mner^ Erwähnung bedarf noch die Stellung der Mutter 
zur Verlobung. Ursprünglich konnte dieselbe natürlich als 



1) Nach der angelsäcliB. Verlobungsformel (tC. Schmid, Gesetze der 
Angelsaclisen , 1858. 8. 891) ficheint allerdings die O^esammtheit der 
Magen (c. 6) oder „Freande*^ tfttig gewesen zu sein. Unter diesen <v^d 
jedoch auch hier besonders hervorgehoben, der als „weddes wakieofi^S 
als Leiter der Verlobung bezeichnet wird (c. 6.). Dieser wird meist 
identisch gewesen sein mit dem, welchem l'at f6ster-le&n gebyrige (dem 
der Näfarlohn gebührt) (c. i2), d. h. dem Muntwalt der Frau, der ihr 
Prdtium zu empfangen hat. Ders. Ans. Schmid a. a. 0. Anm. zu Ine 
M. Auoh im weet^oth. Rocht 'fand gemeinsames Hiand^ bei der Ver- 
lobung statt. (L. Wisig. III, 1, 7). In den fränk. Formeln wird häufig 
noch der consensus der parentes oder amici zur Verlobung der soror 
oder neptis etc. durch den Bruder, oder Oheim eHnrähnt, (Jtoraäre, Re- 
cneil des formnies 'usit^es dans Pempire de jfrancs, Paris 1859. I, Nr. 
284, 285, 28$, 239. 

2) Anderer Meinung ist £. Ldning a. a. 0. II, 604; iGrimm, RA. 421. 
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Träger des Verlobungsrechts nicht in Betracht kommen. Beim 
Verschwinden der alten starren Auffassung, wurde die Sache 
aber anders. Zwar so lange der Vater lebte, war auch jetzt 
für die Mutter kein Platz, höchstens besass sie einen tat- 
sächlichen Einfluss auf die Verlobung. Der Wittwe aber 
wurde — wenigstens bei einem Volke — auch rechtlich eine 
Stimme bei der Verlobung der Tochter gegeben^). Es ist 
dies eine Ausnahme von dem oben aufgestellten Satz, dass 
Verlober der Muntwalt der Frau sei — denn auch die west- 
gothische Wittwe ist nicht die Vormünderin ihrer Töchter — , 
eine Ausnahme, die zeigt, dass im westgothischen Recht, die 
Auffassung, wonach das Verlobungsrecht ein blosser Anwen- 
dungsfall desMundiums war, sich schon sehi: verdunkelt hatte. 
Nach dem Bericht, den uns Tacitus (Germ. 18) gibt, war 
es bei den alten Deutschen verboten oder wenigstens nicht 
Sitte, dass eine Wittwe eine neue Ehe einging. Später änderte 
sich dies. In den Volksrechten findet sich ausser dem Ver- 
bot allzufrähzeitiger Eingehung einer neuen Ehe nach dem 
Tode des ersten Mannes, einem Verbot, welches natürlich 
ausser allem Zusammenhange mit unserer Frage steht, keine 
Spur der alten Unzulässigkeit, vielmehr regeln mehrere Quellen 
den Fall der Wiederverheiratung einer Wittwe sichtlich als 
ganz legalen') und nach dieser Richtung ohne erkennbaren 
Unterschied mit der Eheschliessung einer puella. In anderer 
Beziehung ergibt sich allerdings zwischen beiden Fällen eine 
verschiedenartige Behandlung , wie sie aus der Stellung der 
Wittwe auf ganz natürliche Weise hervorgeht. Denn das 
Weib schied zwar durch die Eheschliessung rechtlich aus 
ihrem Geschlechtsverbande aus und trat in die Muntgewalt 
und damit in die Familie ihres Ehemanns über. Tatsächlich 
behielt sie aber doch immer eine Stellung zwischen beiden 
Familien. Dieses zunächst rein factische Verhältniss wurde 



1) L. Wiaig. III, 1. 

2) I. L. Sal. 44, 1. L. AI. Hloth. 56, 1. L. Baj. 16, 8. L. Sax. 
48; 45; L. Fris. 11, 1 — da femina in diesem Gesetz ?idua u. virgo um- 
fasst — ; Ed. Roth. 178, 182, 188; L. Wisig. III, 2, 1; 4, 2; 4, 7; L. 
Borg. 24, 1; 62, 8; Ags. Ges. Aethelb. 76; Aethelr. 5, 2U Cnut, 73. 74. 
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nun auch rechtlich geschützt, besonders wenn es sich um 
Verletzung der Rechte der Ehefrau durch ihren Ehemann 
oder dessen Verwandte handelte. In diesen Fällen gab das 
Recht den Verwandten der Frau die Befugniss deren Rechte 
zu vertreten. (Cf. z. B. Ed. Roth. 182. 195 u. Ags. Verlob, 
c. 7). Es liegt auf der Hand, dass gerade die Wittwe einen 
derartigen Rückhalt am meisten nötig haben musste. Mit 
der Wiederverheiratung derselben waren aber für die Ange- 
hörigen des verstorbenen Mannes pecuniäre Nachteile ver- 
bunden, und man darf annehmen, dass aus diesem Grunde 
die letzteren, wo sie das Verlobungsrecht besassen, ohne je- 
den andern triftigen Grund einer Verlobung oft entgegen 
waren. Nachdem nun aber einmal die rechtliche Unerlaubt- 
heit einer zweiten Ehe verschwunden war — wenn eine solche 
überhaupt je vorhanden war — mochte man bald anfangen, 
die Wittwe gegen diese ursprünglich schrankenlose Willkür, 
die nicht einmal durch verwandtschaftliche Rücksichten ge- 
mässigt war, wie sie das Recht bei der Verlobung der puella 
wenigstens als Regel annehmen konnte, in Schutz zu nehmen, 
indem der Wittwe, im Fall ihr nunmehriger Muntwalt die 
Verlobung verweigerte, die Befugniss gegeben wurde, auf ihre 
eigene Familie zurückzugehen und durch deren Zustimmung 
den Mangel der Einwilligung ihres Muntwalts ersetzen zu 
lassen. Diesen Standpunct nehmen die Volksrechte, welche 
überhaupt noch eine Verlobung der Wittwe durch ihren Munt- 
walt kennen, ein: es sind das sächsische und langobardische. 
Das burgundische Recht erwähnt zwar den consensus paren- 
tum auch, aber ohne näher darauf einzugehen '). Die sächs. 
Wittwe war an die Zustimmung ihres Muntwalts gebunden; 
weigerte sich dieser aber trotz der Bereitwilligkeit des Bräu- 
tigams das pretium emtionis zu zahlen, so konnte der Gon- 
sens ihrer proximi die mangelnde Einwilligung ihres Munt- 
walts ersetzen. In gleicher Weise verfährt das langobardische 
Recht, wo bei Weigerung des heres proximus mariti prioris 



1) R. Löning, der Vertragsbrucli und seine Folgen, 1876. B. I. S. 

150 ff. hält hier die Wfttwe für Selbstcontrahentin. 

2 
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ebenfalls die parentes der Frau zur Verlobung berechtigt werden 
(Roth. 18ä u. Lib. Pap. Expos, zu Roth. 182). Am dunkel- 
sten und meist bestritten ist die Stellung des salfränkisehen 
Rechts zur Verlobung der Wittwe. Der Titel 44 de reipus 
hat so viel verschiedene Deutungen erfahren, als sich Gelehrte 
mit ihm beschäftigt haben, und, was das Schlimmste ist, kei- 
ner von allen Erklärungsversuchen vermag zu befriedigen'). 
Darin stimmten bisher die meisten Erklärer überein, dass 
der Reipus die bei der Verlobung der Wittwe an deren Munt- 
walt zu zahlende Summe für die Uebertragung des Mundiums, 
das pretium emtionis, sei. Abweichend davon wurde von 
V. Amira*) die Ansicht aufgestellt, der Reipus sei Ersatz für 
die Erbansprüche an die Dos, welche den berechtigten Ver- 
wandten durch die Wiederverheiratung entzogen würden. 

Von einem völlig neuen Standpunct sieht Sohm (EheschL 
S. 63 u. 64) den Reipus an. Nach ihm ist derselbe der Rest 
der alten Busse, die für Eingehung einer zweiten Ehe be- 
zahlt werden musste und zwar nicht bei der Verlobung, son- 
dern bei der Trauung. Diese Ansicht ist indessen nicht zu 
halten. Vor allen Dingen ist bei dem Reipus, der 3 Solidi 
und einen Denar beträgt^), auf einen analogen Gebrauch bei 
der Verlobung von Jungfrauen hinzuweisen, der allerdings in 
der Lex Salica nicht erwähnt wird, wohl aber in Formel- 
sammlungen und Geschiqhtsquellen ^). Darnach war es sal- 
fränkischer Rechtsgebrauch, dass bei der genannten Gelegen- 
heit der Bräutigam dem Muntwalt der Braut einen Solidus 
und Denar zahlte. Dass diese beiden in ihrem Ansätze aller- 
dings verschiedenen Zahlungen sich wirklich entsprechen^), 

1) Die älteren Erklärungsversuche s. bei Schröder a. a. 0. I, § 9. 
Ein neuer Versuch ist von Scherrer, Zur Lex Salica (Zeitschr. f. Rechts- 
geschichte, XIII, S. 278) gemacht. 

2) Erbenfolge u. Yerwandtschaftsgliederang in den altniederdeutschen 
Rechten S. 30 fiP. 

8) Nicht wie Du Gange, Gloss. med. et inf. latinit. s. v. Beipus will, 
63 Solidi, also die multa pretii emtionis non soluti. 

4) Rozi^re, rec. des form. No. 228. 229. 280. Greg. Tur. Epit. 18. 

5) Auf den Zusammenhang beider Zahlungen, den Sohm (Eheschi. 
32) leugnet, machen aufinerksam Davoud-Oghlou a. a. 0. I, S. 556, 
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beweist, abgesehen davon, dass sie bei derselben Gelegenheit 
gebraucht werden, auch der Umstand, dass in den Formeln die 
Verlobung per solidum et denarium verschiedene Male als 
secundum legem Salicam, einmal sogar (Roziere a. a. 0. No. 
229) — wenn man in den zuerst angeführten Stellen Lex 
Salica, wie allerdings gebräuchlich, als salfränkisches Recht 
überhaupt d. h. hier als Gewohnheitsrecht auffassen wollte — 
ausdrücklich als secundum legem Salicam et antiquam con- 
suetudinem geschehen bezeichnet wird, so dass wir unbedingt 
annehmen müssen, dass die Schreiber der Formeln bei ihrem 
Solidus und Denar die Lex Salica und zwar den Titel: De 
reipus im Sinne gehabt haben, dass sie in ihrem Solidus und 
Denar etwas dem Reipus der Lex Salica Analoges sahen. 

'Es folgt daraus einmal, dass der Reipus, da er im prin- 
cipiellen Zusammenhang mit dem bei der Verlobung von 
Jungfrauen gebräuchlichen Handgeld steht, weder üeberrest 
alter Strafen, noch bei der Trauung zahlbar gewesen sein 
kann. Letzteres beweist ausserdem das Cartul. XVI : Qualiter 
vidua Salicha desponsetur') (LL. Langob. edid. Bluhme MM. 
Germ. Leg. IV, p. 599), wo letzterer Ausdruck, sowie die 
Bezeichnung des Bräutigams als sponsurus die Annahme einer 
Trauung ausschliesst, die auch Sohm (Eheschi. S. 318) hier 
nicht annimmt. Die Sohm'sche Erklärung widerlegt sich auch 
dadurch, dass der Reipus, wie Tit. 44 § 1 zeigt, vor der 
Trauung verfällt. Er kann also nicht Strafe — wenn auch 
nur Scheinstrafe — sein für diese d. h. für die Vollziehung 
der verbotenen Ehe. Denn der Begriff der Strafe setzt eine 
bereits begangene Rechtsverletzung voraus, nicht eine erst 
drohende. Nach meiner Ansicht ist der Reipus hervorge- 
gangen aus dem alten Muntschatz; er ist symbolischer Munt- 
schatz bei der Verlobung der Wittwe. Was das gerichtliche 



Schroeder, de dote secundum leges gentium German. antiquissimas, 1861. 
S. 59 u. R. Löning, Vertragsbruch I, S. 142 f. 

1) Den darauf folgenden Zusatz: „nam de puella fit ut de ceteris" 
fasst R. Löning (Vertragsbruch S. 142 f.) so auf, dass er unter „ceteris" 
die Wittwen versteht, nicht die Jungfrauen anderer Stamme. Zweifel- 
haft äussert sich darüber Gritnm (R. A. S. 425. 426). 

2* 



N 
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Verfahren angeht, auf welches Sohm grossen Wert legt, und 
um deswillen er alle früheren Erklärungen als ungenügend 
zurückweist, so ist zu bemerken, dass die Verlobung einer 
Wittwe, bei welcher die verschiedenseitigen Ansprüche ziem- 
lich verwickelt waren und leicht zu Conflikten führen moch- 
ten, doch ebeno gut ein Grund zu gerichtlichem Verfahren 
sein konnte, wie das Ächramire, ein teils Sachen- teils fami- 
lienrechtliches Geschäft, welches nach Tit. 46 in genau den- 
selben Gerichtsformen vor sich ging, wie die Verlobung der 
Wittwe nach Tit. 44. Es ist nicht zu leugnen, dass trotz der 
oben behaupteten Analogie von Reipus und dem bei der 
Jungfrauenverlobung vorkommenden Solidus und Denar ein 
gewisser Unterschied zwischen beiden besteht. Letzterer ist 
das Handgeld, welches den Verlobungsvertrag zum Abschluss 
bringt (ego tibi per solid, et den. sponsare visus sum. — 
Roziere No. 229 — Solido et denario te sponsare deberem. — 
Roziöre No. 228 — ). Ersterer setzt die Verlobung als ab- 
geschlossen voraus, er wird zwischen Verlobung und Trauung 
gezahlt. Der Grund des Unterschiedes scheint mir in der 
verschiedenen Stellung von Wittwe und Jungfrau bezüglich 
des Verlobungsrechtes zu liegen. Diese wird verlobt von ihrem 
Muntwalt. Beim Vertragsschluss erhält letzterer den Solidus 
und Denar, wodurch die Verlobung bindend wird. Die Wittwe 
verlobt sich selbst*) (se dare voluerit. L. Sal. Gapitul. I, 7), 
aber der alte Anspruch des Verlobers auf die pecunlären 
Vortheile, die er aus der Verlobung zog, ist geblieben (d. h. 
auf die 3 Solidi und den Denar, in welche sein früherer An- 
spruch auf den ganzen Muntschatz zusammengeschrumpft war), 
und zwar muss seinem Rechte vor der Eheschliessung Genüge 
geschehen, andernfalls tritt statt der Forderung auf den Rei- 
pus die Berechtigung, den vollen alten Muntschatz von 63 
Solidi*) zu verlangen, ein. Am dunkelsten in dem Tit. de 



1) Es ist fraglich, wodurch der Vertrag in diesem FaU bindend 
warde. 

2) Derselbe wird als solcher Lex Salic. Capit. I, 7 erwähnt. Auch 
sind die 63 Sol. das gewöhnliche Strafmaass für Muntbrüche, welches in 
den meisten Kechten mit dem Muntschatz nahe zusammenhängt. Vergl. 
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Reipus ist das Princip, welches der Reihenfolge der zum Rei- 
pus Berechtigten zu Grunde liegt. Zum Empfang desselben 
sind nach Tit. 44 nacheinander berufen: 1) nepus, sororis 
filius senussimus; 2) neptis filius senior; 3) consobrine filius 
qui ex maternae genere venit; 4) avunculus, frater matris; 
5) frater illius, qui eam mulierem ante habuit, si in heredi- 
tatem non est venturus; 6) qui proximior fuerit extra supe- 
riores nominatos singillatim dictim secundum parentilla usque 
ad sextum genuculum, si hereditatem illius mariti defuncti 
non accipiat; 7) fiscus. Die unter No. 1 — 4 aufgezählten 
Personen sind parentes der Wittwe und zwar durch Weiber 
mit derselben verbundene Männer, No. 5 und 6 begreifen 
Verwandte des verstorbenen Ehegatten, v. Amira a. a. 0. 
S. 33 sieht das Princip dieser Rangordnung in der Natur 
des Reipus begründet. Derselbe ist Ersatz für eine den 
weiblichen Verwandten durch die zweite Ehe der Wittwe ent- 
gehende Gerade. Dieselbe stammt von der Mutterseite und 
sollte an diese beim Tode der Wittwe zurückfallen, was aber 
durch die zweite Ehe der Wittwe ausgeschlossen wird. An 
die Mutterseite fällt deswegen auch der Ersatz für die Ge- 
rade, der Reipus. Die eigentlich Berechtigten sind die weib- 
lichen Verwandten, die im Titel 44 genannten Männer sollen 
dieselben nur vertreten. Die berechtigten Weiber würden 
danach sein: 1) die Schwester, 2) die Schwestertochter, 3) 
die Tochter der Mutterschwester, 4) die Grossmutter müt- 
terlicher Seits (nicht die Mutter der Wittwe, da ja auch bei 
No. 1—3 die Söhne die Vertreter sind, nicht die Brüder). 
Warum fehlt die Mutter? Sie ist doch auf der Mutterseite 
die nächste Verwandte und sollte doch jedenfalls wenigstens 
die Tochter der Mutterschwester und Grossmutter ausschliessen. 
Warum fehlt die Mutterschwester, während doch ihre Tochter 
berechtigt erscheint? 

Ein weiterer Einwand gegen die Erklärung v. Amira's 
bezieht sich auf die Art der Vertretung. Wenn die Weiber 

Schröder, ehel. Güterr. I, Einl. § 2. Auch Sohm, Eheschi. S. 22—23 
sieht in den 63 Solidi das alte salfränkische Wittum. Yergl. Sohm, Zeit- 
schrift für Rechtsgesch. Y, 420. 



J 
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einmal vertreten werden sollen, sollte man doch annehmen, 
dass dazu ihre gewöhnlichen Vertreter d. h. ihre Ehemänner 
berufen wären, da es sich ja nur um verheiratete Weiber handelt. 
Warum ist ferner zur Vertretung nur der älteste Neffe, der 
älteste Grossneflfe berufen, also immer nur eine Schwester, eine 
Schwestertochter vertreten? Man kann dagegen nicht ein- 
wenden, dass der älteste NeflFe resp. Grossneflfe als Vertreter der 
sämmtlichen Schwestern resp. Schwestertöchter den Reipus 
empfangen habe, da derselbe ja nur noch eine symbolische 
Zahlung und zu unbedeutend gewesen sei, um unter Mehrere 
verteilt zu werden. Denn wenn dieses auch auf den Reipus 
selbst passt, so spricht dagegen Tit. 44 § 2, wonach bei Nicht- 
zahlen des Reipus vor der Trauung der zu seinem Empfang 
Berechtigte einen Anspruch auf 63 Solidi hat, eine Summe, 
die hoch genug ist, um eine Verteilung unter mehrere gleich 
nahe Berechtigte möglich zu machen. 

Beim Fehlen der genannten Verwandten der Wittwe fällt 
der Reipus an die parentes des verstorbenen Ehegatten, den 
frater und die proximi secundum parentilla usque ad sextum 
genuculum. Nach v. Amira erklärt sich der Anfall der Ge- 
rade an diese Personen daraus, dass die Gerade mit dem 
Muntschatz vermischt wurde. Warum sollen dann aber der 
Bruder und die übrigen proximi des verstorbenen Mannes 
den Reipus nur unter der Bedingung empfangen, si heredi- 
tatem illius mariti defuncti non accipiant? 

Man sieht, auch bei der Erklärung v. Amira's, so ein- 
leuchtend sie auf den ersten Blick erscheint, wird eine Reihe 
von Zweifeln rege, die sie nicht zu lösen vermag. 

Nach Sohm (Eheschi. 63) gründet sich die Ordnung der 
Berechtigten auf den Vorzug der weiblichen Linie, für die 
durch die Wiederverheiratung der Wittwe verletzte Familien- 
und Geschlechtsehre Sühne zu fordern. Der Gedanke ist 
ganz ansprechend, ni;r löst er die Schwierigkeiten der Rang- 
ordnung ebenso wenig wie die früheren Erklärungsversuche. 
Zunächst erhellt auch durch ihn nicht, warum nicht die in 
ihrer Ehre verletzten Weiber selbst resp. ihre gesetzlichen 
Vertreter , d. h. ihre Ehegatten , zum Empfang des Reipus 
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berechtigt sind, sondern ihre Söhne und Enkel; sodann, wie 
kommt der Mutterbruder zu einem so grossen Interesse an 
der Ehre der Familie, die ga^ nicht die seinige ist? Er 
leitet seinen Anspruch von der Mutter der Wittwe her, deren 
Hecht sollte aber doch wohl zunächst auf ihren Sohn , d. h. 
den Bruder der Wittwe, übergehen, wie auch die vorher ge- 
nannten Berechtigten ihren Anspruch von ihrer Mutter ab- 
leiten? Welche Bedeutung soll endlich der Zusatz: „si in 
hereditatem non est venturus^^ beim Bruder des verstorbenen 
Gatten und dessen sonstigen Verwandten haben? 

§ 3. 

Umfang des Verlobungsrechts. 

So lange die Frau rechtlich als Sache galt, war das Ver- 
lobungsrecht des Muntwalts natürlich unbeschränkt. Der 
Wille der Frau konnte in keiner Weise rechtlich in Betracht 
kommen^). Fraglich erscheint höchstens, ob der Verlober 
nicht bei Ausübung seines Hechtes an die Standesverhältnisse 
gebunden war®), d. h. ob es ihm nicht verboten war sein 
Mündel einem Manne niederen Standes zu verloben. Später 
wurde diese absolute Machtbefugniss mehr und mehr einge- 
schränkt und schon in der Periode der Völksrechte die Ein- 
willigung der Frau zur Verlobung gefordert'). Von wesent- 

1) Kraut a. a. 0. I, 323. Dayoud-Oghlou a. a. 0. I, S. XL. Sohm, 
Eheschl. 50. 

' 2) Diese Ansicht hat Weinhold (lieatsche Frauen S. 122). Cf. Liutpr. 
119. 

3) Sohm, Eheschl. 50. Kraut a. a. 0. I, 130. Schröder, ehel. 
Güterr. I, Einl. %1, Far die Zeit der Y olksrechte ist ein solches Zwangs- 
recht, wenigstens für das fränkische Recht, gegenüber den meisten neue- 
ren Schriftstellern behauptet worden von E. Löning (Gesch. d. Kirchenr. 
II, 579). Seine Beweisstellen sind indess nicht überzeugend. Das tat- 
sächlich damals noch Ehen vorkamen, zu denen das Weib durch ihre 
Eltern genötigt wurde, ist nicht zu bezweifeln. Daraus ist indess auf 
ein Zwangsrecht der parentes ebenso wenig zu schliessen , wie für die 
jetzige Zeit an dem Erforderniss der Einwilligung der Frau deswegen 
zu zweifeln ist, weil im Leben Fälle vorkommen, bei denen ein morali- 
scher Zwang auf die Frau ausgeübt wird. v. Wyss a. a. 0. S. 95 nimmt 
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lichem Einfluss aaf diese Entwickelung war die Kirche, doch 
auch andere Momente haben dabei mitgewirkt. Die oben 
erörterte Stellung der salischen Wittwe z. B. war schon vor 
äer Annahme des Ghristenthums , wie der Art. de Reipus 
zeigt, eine viel freiere. Auch die Langobardenkönigin Theu- 
delinde wählte sieb ihren zweiten Gemahl Agilulf frei und 
verlobte sich ihm selbst'). 

Verlobung durch den Muntwalt wider den Willen der 
Frau war nach langob. Recht unwirksam und führte Verlust 
des Mundiums für den Verlober herbei (Ed. Roth, 195 ex- 
cepto pater aut firater). Auch bei den Westgothen hatte 
Zwangsverlobung keine wirksame Ehe zur Folge (L. Wisigoth. 
111,3, 4. 11). Angelsächs. Bestimmungen verbieten Verlobun- 
gen wider Willen der Frau, erklären sich aber nicht über 
die Folgen des Zuwiderhandelns (Cnut II, 74). Auf diesem 
Standpunct scheinen die meisten Volksrechte zu stehen. Re- 
gelmässiger Fall ist Verlobung durch den Muntwalt, aber mit 
Einwilligung der Frau; fehlt die Zustimmung derselben, so 
wurde in den meisten der eben angeführten Rechtsquellen die 
Ehe resp. das Verlöbniss unwirksam und die gleiche Folge 
wird wohl auch nach den übrigen Rechten eingetreten sein. 
Wie stand es dagegen, wenn eine Frau ohne Wissen und 
Willen resp. wider Willen ihres Muntwalts sich Zwecks der 
Begründung einer Ehe zu einem Manne begab oder von ihm 
entführt wurde? Im ältesten Recht konnte der Muntwalt 
kraft seines Mundiums die Frau zurückfordern und der Ent- 
führer musste seiner Forderung Genüge thun, denn er besass 
kein Recht an der Frau. Auch für die neuere Zeit lässt sich 
sagen, dass streng genommen der, mit welchem eine Frau 
eigenmächtig eine Geschlechtsverbindung eingeht, dem Munt- 



für das alam. Recht völlige Irrelevanz des Willens der Frau an auf 
Grund von L. Alam. Hloth. 54, 1 : Si quis filiam alterius non sponsatum 
acciperit sibi ad uxorem, si pater eius eam requirit, reddat eam. Es ist 
jedoch ein Unterschied, ob die Frau wider Willen des Vormunds eine 
Ehe eingehen darf, und ob ihre Zustimmung gar nicht in Betracht kommt. 
Nur ersteres liegt in der citirten Stelle. 
1) Paulus Diaconus III, 18. 
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walte kein Recht seinerseits entgegenstellen konnte, denn das 
Mundium besitzt noch der Muntwalt, und eine selbständige, 
von dem Mundium unabhängige eheherrliche Gewalt besitzt 
jener auch nicht, denn er kann das so mit ihm verbundene 
Weib nicht bei sich zurückhalten, wenn es z. B. von der 
Verbindung wieder zurücktreten will Und doch sehen wir 
bei einigen Stämmen, dass der Muntwalt nicht Rückgabe der 
Frau verlangen kann, dass die Verbindung bestehen bleibt, 
der Muntwalt nur auf eine Summe Anspruch hat, nach deren 
Zahlung eine gültige Ehe entsteht '). So kann das Verlobungs- 
recht des Muntwalts völlig umgangen werden, und es scheint 
hier von der Notwendigkeit der Verlobung für die Ehe 
völlig abgesehen zu sein. 

Der Grund dieser auffallenden Erscheinung liegt indess 
nicht, wie man zuerst glauben könnte, in einer Abschwächung 
der Bedeutung der Verlobung für die Eheschliessung'), son- 
dern nur in einer Verminderung des Verlobungsrechtes des 
Muntwaltes zu Gunsten der Frau. Der Wille derselben hat 
in diesen Fällen ein so entschiedenes Uebergewicht über das 
Recht des Muntwalts erlangt, dass dieser gezwungen werden 
kann, seine Gewalt dem Manne ihrer Wahl gegen Zahlung des 
Kaufpreises und eventuell der Muntbrüche zu übertragen')^). 



1) So bei den Thüringern (L. Thuring. [ed. Richthofen M. M. Germ. 
LL. V] Tit. 47), Sachsen (L. Sax. 40, 49) und ripuarischen Franken (L. 
Rip. 35, 8; 58, 18), nicht wie Sohm (Eheschi. 51) annimmt, bei d^n 
Westgothen (L. Vis. III, 2. 8) und Langobarden (Roth. 189. 190). Schrö- 
der (de dote S. 3) nimmt für alle Volksrechte mit Ausnahme voii Baiem 
und Allemannen, Bestehenbleiben der ohne Einwilligung des Muntwalts 
geschlossenen Ehen an, lässt sie aber nicht als legitim gelten. Letzteres 
ist indess nicht richtig. Die so eingegangenen Ehen mochten vielleicht 
vom Volke anders angesehen werden, als die auf Grund einer Verlobung 
durch den Muntwalt geschlossenen, rechtlich hatten aber jene dieselben 
Folgen wie diese. Die Kinder galten als ehelich geborene. So jetzt auch 
Schröder, ehel. Güterr. I, Einl. § 1. S. 10. 

2) Wie Rive a. a. 0. I, S. 240 wiU. 

3) Für das sächs. Recht glaubt Gaupp (Recht d. alt. Sachs. S. 137) 
auf Grund von L. Sax. 43 annehmen zu können, dass der Widerspruch 
des Vormunds den Uebergang des Mundiums gehindert habe. Mir scheint 
der Gonsens der proximi der Wittwe die Einwilligung des Muntwalts 
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• 

Es findet eine Zwangsverlobung, ein Zwangsverkauf der Munt- 
gewalt statt, den das Gesetz dem Inhaber derselben auferlegt. 
Durch Zahlung der gesetzlich vorgeschriebenen Summe erfüllt 
der Mann, was ihm zu tun obliegt, aber es bedarf gar kei- 
nes weiteren Aktes von Seiten des Muntwalts. Ohne Weite- 
res erhält der Mann durch seine Zahlung auch das Mundium 
über die Frau. Mit diesem Moment beginnt auch die Ehe. 
Denn jetzt entsteht die eheherrliche Gewalt des Mannes über 
die Frau. 

Zu einer reinen Selbstverlobung der Frau scheint das 
älteste deutsche Recht, was die Jungfrau anbetrifft, nicht ge- 
langt zu sein^, während die Wittwe allerdings schon früher 
dies Recht ausgeübt hat. Schon ihre Stellung zwischen 
zwei Familien und die Möglichkeit des Recurses an ihre Ge- 
schlechtsgenossen bei Weigerung des Muntwalts, sie zu ver- 
loben, hatten die Lage der Wittwe bezüglich der Verlobung 
viel freier gestaltet Von diesem Standpunct aus war es nur 
ein kleiner Schritt zu völliger Emancipation von der Not- 
wendigkeit einer Verlobung durch einen Dritten überhaupt, 
indem an Stelle des Recurses an ihre Familie der eigene 



völlig zu ersetzen und, wenn der Bräutigam die Wittwe consensn proxi* 
morum viduae acceperit, damit auch der Uebergang des Mundiums vor 
sich zu gehen. Auch innere Gründe sprechen dafür. Denn wenn der 
£hemann in diesem Fall kein Mundium besässe, das des Muntwalts aber 
suspendirt wäre, wie Gaupp annimmt, so stände die Frau während der 
Zeit tatsächlich unter keinem Mundium, was mit der rechtlichen Stel- 
lung der Frauen nicht vereinbar ist. 

4) Dass dieser Weg nicht als der gesetzmässige anerkannt ist, zei- 
gen die Str^bestimmungen für die Frau. Sie verUert ihr Erbrecht, ja 
Uir ganzes Vermögen. Kraut a. a. 0. I, 320. Deswegen scheint mir 
der Ausdruck „Selbstverlobungsrecht der Frau", den Weinhold a. a. O. 
S. 120, V. Amira a. a. 0. S. 70 gebrauchen, nicht passend. Auch ver- 
lobt die Braut sich nicht selbst, sie kann nur den Muntwalt zur Ver- 
lobung, d. h. Aufgebung des Mundiums, zwingen. 

1) Weinhold (a. a. 0. S. 120) behauptet für das langob. Mädchen 
allerdings ein Selbstverlobungsrecfat, insofern sie nicht unter dem Mun- 
dium des Vaters oder Bruders stand, mit Berufung auf Lintp.l2. Wahr- 
scheinlich haben ihm zu dieser Annahme die Worte: „elegat ipsa sibi 
et nubat cui voluerit^' verleitet. Dieselben sind indess nach demZnsam- 
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Wille der Wittwe trat *). So war es im allemannisehen, bai- 
rischen, angelsächsischen und westgothischen Becht, die Wittwe 
war bei ihrer Verlobung frei und unbeschränkt. Wenn dabei 
doch noch ein Anspruch des Muntwalts auf Zahlung einer 
Summe durch den Bräutigam bestehen blieb, wie im salischen 
Recht, so ist derselbe doch anderer Art, als der bei der 
Zwangsverlobung der Jungfrau zu zahlende Preis. Letzterer 
macht die Verlobung überhaupt erst perfect, ersterer tritt zu 
der schon bestehenden Verlobung hinzu. Ohne die Zahlung 
jenes Preises wird die Geschlechts Verbindung nicht zur Ehe, 
während der Mangel dieses das Entstehen einer rechtsgültigen 
Ehe nicht hindert. 

§4. 

Wirkungen der Verlobung. 

Die Verlobung hat wesentlich den üebergang des Mun- 
diums zum Zweck. Ihre notwendigste Wirkung ist demnach 
auch diq Verpflichtung zur Uebertragung des Mundiums und 
andererseits die Verpflichtung zur Zahlung des Preises. Es 
entsteht nun die Frage, welche Folgen führte die Verletzung 
dieser Verbindlichkeiten seitens des Muntwalts oder des Bräu- 
tigams herbei. Bei einfacher Weigerung des Ersteren das 
Mundium Letzterem zu übertragen, geben die nordgermani- 



menhang, so zu verstehen, dass die puella inter a^tatem sponsata an 
diese ungiltige Verlobung nicht gebunden sein soll. Den Mangel eines 
SelbstTerlobungsrechts auch bei den Langobarden beweist £d. Roth. 188. 
Eigenthümlich sind die Bestimmungen des nord. Rechts (Rive a. a. 0. 
I, S. 99) , die unter gewissen Voraussetzungen auch der Jungfrau ein 
Selbstverlobungsrecht zugestehen. 

1) Es entsteht die Frage, welches Object hatte die Verlobung in 
diesem Falle? Denn auch die Wittwe stand im Mundium Jemandes. 
Konnte die Verlobung ihrerseits dieses Recht bei ihrem Muntwalt be- 
endigen und bei einem Dritten begrtknden oder nicht? Ich glaube, dass 
es allerdings so war. Und den üebergang zu diesem Stadium sehe ich 
in dem eben erörterten Recht des Weibes, durch ihren Willen den 
Muntwalt zum Aufgeben des Mundiums zwingen zu können. Es brauchte 
nur noch das pretium an den Muntwalt hinwegzufallen, und der Üeber- 
gang erfolgte dann nicht auf Grund der Zahlung des Preises an jenen, 
sondern auf Grund der Willenserklärung des Weibes. 
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sehen Rechte ^) dem Bräutigam das Recht , die Braut sich 
mit Gewalt zu nehmen. Unsere deutschen Quellen geben 
über diesen Fall nur wenig Auskunft Ein entgegengesetztes 
Princip, als dasjenige, welches die nordgermanisbhen Rechts- 
quellen befolgen, würde für das fränkische Recht anzunehmen 
sein, wenn der Wortlaut der Formel bei Roziere a. a. 0. 
No. 243 unbedenklich wäre : Dum et te per voluntate paren- 
tum tuorum habui disponsatam et absque tua vel parentum 
tuorum voluntate rapto scelere meo conjugio sociavi ■— unde 
vite periculum incurrere debui. Allein es ist kaum zweifel- 
haft, dass anstatt per voluntate parentum tuorum — dispon- 
satam : sine voluntate etc. zu lesen ist, wie bereits Bignon ^) 
angenommen hat. Pardessus^) verwirft zwar die Ansicht 
Bignons mit Berufung auf die Handschrift,' welche per volun- 
tate liest. Die Notwendigkeit einer Correctur beweist je- 
doch die Formel selbst, die nach den oben angeführten Wor- 
ten, fortfährt: Sed intervenientes sacerdotes vel bonis homi- 
nibus vitam obtenui, sie tamen ut quod tibi in tantodono vel 
in dotis titulum ante die nuptiarum, si te disponsatam habuis- 
sera, conferre debueram, per hanc epistolam — firmare de- 
berem. Der Satz : si te disponsatam habuissem beweist, dass 
keine Verlobung vorhergegangen ist und dass es sich mithin 
in der Formel nicht um gewaltsame Hinwegnahme einer 
Braut handelt. Es fallen somit auch die Schlüsse die man 
auf diese Stelle stützen könnte, hinweg. Aus der L. Burg. 
Gund. 44, 2: Quod si mulier vidua cuicumque se non invita, 
sed libidine victa sponte miscuerit et in vocem causantis 
eruperit nee statutum pereipiet numerum solidorum nee 
eum cui se tali dedecore sociaverit, conjugio ipsius reclaman- 
tem jubemus addici hat man^) auf eine Klage des Bräutigams 



1) Die Belege siebe bei Wilda, Strafrecht der Germanen, 1842, S. 
806. Rive a. a. 0. S. 242 nimmt eine solche Befagniss des Bräutigams 
auch für die deutschen Rechte an. 

2) Marculfi formularum libri duo. Lutet. Paris 1618, p. 138. 
8) Loi SaUqae. Paris 1848, p. 668. 

4) Schröder, ehel. Güterr. I, Einl. § 1 ; R. Löning, Vertragsbruch I, 
S. 142 f. 
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auf Vollzug der Ehe geschlossen. Die Worte der betreffen- 
den Stelle sind indess zu allgemein, um aus ihnen eine be- 
stimmte Folgerung nach dieser Richtung hin ziehen zu können. 

Die Folgen, welche eine zweite Verlobung der Braut durch 
den Muntwalt für diesen und das bestrebende Verhältniss nach 
sich zieht, müssen im Zusammenhang mit der Erörterung des 
Verhältnisses von Verlobung und Eheschliessung behandelt 
werden. 

Weigert sich der Bräutigam den bedungenen oder ge- 
setzlichen Kaufpreis zu zahlen, so stand dem Muntwalt jeden- 
falls eine Klage auf Leistung zu. 

Neben diesen aus dem Wesen der Verlobung als eines 
Muntkaufes hervorgehenden Folgen führt aber die Verlobung 
noch einige andere Wirkungen herbei, die mit dem Charakter 
der Verlobung als eines auf die Ehe gerichteten Vertrags 
zusammenhängen. Das ganze Verhältniss, welches die Ver- 
lobung herbeiführt, und zu dessen Erscheinungsformen jene 
Folgen gehören, bezeichnen wir ebenfalls als Verlöbniss oder 
Verlobung. Ich werde im Folgenden den Vertrag mit Ver- 
lobung, den durch ihn begründeten Zustand mit Verlöbniss 
bezeichnen. Die Erörterung dieser Folgen und der juristi- 
schen Natur des Verlöbnisses muss indess, da beides in zu 
nahem Zusammenhange mit der Frage nach dem Verhältnisse 
von Verlobung und Eheschliessung steht, in Verbindung da- 
mit stattfinden. Hier bliebe höchstens noch zu erörtern, ob 
eine Verpflichtung des Bräutigams zur Heimführung innerhalb 
bestimmter Frist exsistirte. Die meisten unserer Volksrechte 
enthalten nichts über diese Frage. Nur das langobardische 
(Ed. Roth. 178 u. Li. 119) und westgoth. Recht (L. Wis. 1,4) 
bestimmen eine Frist von 2 Jahren , was Rive ') und Schrö- 
der*) auf alle Volksrechte ausdehnen wollen. Doch scheint 
diese Ausdehnung ohne jeden inneren Grund ^). 



1) a. a. ü. I, 241. 

2) Ehel. Güterr. I, Einl. § 1. 

3) Gegen die Ausdehnung vergl. R. Löning, Vertragsbruch I, S. 142. 
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Yerlobung und Eheschliessung. 

Die Verlobung war nach der bis vor Kurzem allgemein 
geltenden Ansicht ein Vertrag über künftige Eingehung einer 
Ehe. Die Bedeutung dieses Vertrags für die Begründung 
der Ehe im altern deutschen Recht war zweifelhaft. Nach 
der Meinung Einiger war er pactum de contrahendo, nach 
Anderen der einzige Vertrag bei der Eheschliessung, nach 
den Einen nicht unbedingt nötig*), nach Anderen rechtliches 
Erforderniss einer gültigen Ehe, die aber durch ihn noch 
nicht zu Stande kam^), vielmehr erst mit der Trauung'), 
d. h. der Uebergabe der Braut an den Bräutigam, begann. 



1) Für die Entbehrlichkeit der Verlobung zur Gültigkeit der Ehe 
ist Rive a. a. 0. I, S. 243. Nur die Verpflichtung zu materieller Ent- 
schädigung des Verlobers sei in Folge mangelnder Verlobung eingetreten. 
Ich glaube indess bereits oben § 3 gezeigt zu haben, dass eben in dieser 
Entschädigung des Verlobers eine Ablösung des Mundiums d. h. eben 
eine Verlobung lag. Da nach Rive freiUch die Verlobung in keinem 
Zusammenhang mit dem Mundium steht, vielmehr nur ein Act ist, der 
aus der Fürsorge für das W'^eib und die Würde des Geschlechts hervor- 
geht, so kann er in jener Zahlung an den Muntwalt keinen Ersatz für 
die Verlobung sehen. 

2) Diese Ansicht spricht z. B. Pardessus a. a. 0. p. 668 aus : Les 
fiangailles ne constituaint pas le mariage et cette assertion porte sa 
preuve avec ielle-m^me. Trotzdem führt er noch 2 Gründe für seine An- 
sicht an. Einmal den, dass der Bräutigam, der seine Braut mit Gewalt 
entführt habe, als Räuber bestraft worden sei. Er stützt sich dabei auf 
die oben im § 4 besprochene Formel bei Roziere No. 243. Da ich dort 
aber dargethan zu haben glaube, dass die Formel nicht vom Raub einer 
Braut spricht, so fällt dieser Grund hier hinweg. Sodann beruft sich 
Pardessus auf einen Hirtenbrief der fränkischen Bischöfe aus dem Jahre 
567 n. Chr. (in Concilia Galliae ed. Congr. s. Mauri 1785 , col. 1183) : 
Si qui ex vobis sunt in sponsali pactione devincti nee adhuc in 
matrimonii foederi copulati etc. Diese Stelle spricht allerdings ent- 
schieden für die Ansicht von Pardessus. Sie beweist, dass die Bischöfe 
die Verpflichtung aus der sponsalis pactio von dem foedus matrimonii 
scharf unterschieden. 

3) Das Wesen dieser hat Sohm (Eheschi. S. 59) überzeugend nach- 
gewiesen. 



— 31 — 

Gegen diese ältere und auch jetzt noch herrschende Ansicht, 
der zufolge die Verlobung Vertrag über künftige Eingehung der 
Ehe gewesen und auch ihrer Zeit als solche angesehen worden 
ist, ist Sohm ^) aufgetreten. Nach ihm ist die Verlobung der 
eheschliessende Act des altdeutschen Rechts gewesen, allerdings 
nicht EhejMhffchliessung im heutigen Sinn, aber doch nach 
der damaligen Bechtsauffassung (Trauung u. Verlobung 141). 
Trotz des heftigen Widerspruchs, der sich sofort gegen diese 
Ansicht erhob % hat Sohm dieselbe nicht aufgegeben, sondern 
im Gegenteil sie nur in wenigen Puncten modificirt von 
Neuem aufgestellt und durch Herbeiziehung neuen Quellen* 
apparates noch tiefer zu begründen und schärfer auszubilden 
gesucht ^). Den Beweis für seine Ansicht findet Sohm in dem 



1) Das Recht der fiheschliessung aus dem deutschen und canonischen 
Recht geschichtlich entwickelt. 1875. 

2) Gegen die Ansicht Sohm's sprachen sich aus: G. Meyer (Jenaer 
Lit. Ztg. 1876 Art. 18). KnitschJiy, krit. • Vierteljahrsschrift für Gesetz- 
gebung und Rechtswissensch. 1876. S. 404 ff. Friedberg, Verlobung und 
Trauung 1875. Später Brunner (Jenaer Lit. Ztg. 1876 Art. 489a); G. 
Meyer (ebend. Art. 439b). £. Löning, Geschichte des deutschen Kirchen- 
rechts II, 572 ff. Val de Li6vre, Launegild u. Wadia, 1877, S. 150. In 
einzelnen Puncten hat sich der Ansicht Sohm's angeschlossen v. Scheurl, 
Entwickelnng des kirchlichen Eheschliessungsrechts, 1877, S. 40. 

8) Trauung und Verlobung, 1876. Für die Sohm'sche Auffassung er- 
klärt sich, wenn auch mit einigen Beschränkungen, Fr. v. V^yss (d. Eheschi, 
nach den Rechten der Schweiz in Ztschr. f. Schweiz. Recht XX, H. 2. 
1877). Uebrigens ist Sohm keineswegs der Erste, der diese Behauptung 
aufgestellt hat. Bereits Grupen (de uxore Theodisca. Gott. 1748. S. 89) 
erklärt Verlöbniss als der Ehe gleichwertig im altern deutschen Recht 
und sieht darin die Ursache für den Gebrauch von Bräutigam, Braut, 
Verlöbniss im Sinne von Ehemann, Ehefrau, Ehe. Der Grund- för seine 
Behauptung ist der, dass vor angenommenem Christentum die Deutschen 
von keiner benedictio sacerdotalis gewusst, das convivium nuptiale der 
Ehe an sich Nichts gegeben hätte, vielmehr das Beilager der Hochzeit vor- 
hergegangen sei. Der Sprachgebrauch wird weiter unten seine Erklärung 
finden. Auch Davoud-Oghlou (a. a. 0. I, p. 40) erklärt die Trauung für 
Nebensache (tes personnes flaueres ^taient d^jä consider^es comme ma- 
rines, le passage solennel de la fianc^e chez le future Joint ä Paccom- 
plissement du paiement de la dos et des donations, arr^tees des fiancail* 
les compl^tait le mariage). Seine Ansicht ist sonach ziemlich überein- 
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Eintritt des ehelichen Treuverhältnisses mit der Verlobung, 
in der gleichen Behandlung von Verlöbniss- und Eheschei- 
dung, in der Analogie des deutschen Sachenrechts, und end- 
lich in dem Sprachgebrauche. Die Verlobung begründete 
nach Sohm ein Verhältniss, das allerdings nicht alle Wirkun- 
gen mit der Ehe gemein imtte, aber doch als eine unvoll- 
kommene Ehe bezeichnet werden kann. Die Ehe hat nach 
Sohm negative und positive Wirkungen^); die ersteren, die 
wesentlich in der Verpflichtung zur Treue bestehen, führt be- 
reits die Verlobung herbei ; die positiven, die vor Allem durch 
die Gewalt des Mannes über die Frau und die Lebensge- 
meinschaft beider bedingt sind (Standesgleichheit der Ehe- 
gatten, eheliches Güterrecht u. s. w.), treten erst ein mit der 
Trauung, d. h. dem tatsächlichen Vollzug der durch die 
Verlobung rechtlich bereits geschlossenen Ehe. Vor diesem 
tatsächlichen Vollzug ist das Verhältniss nach Sohm eine un- 
vollkommene Ehe, d. h. mit anderen Worten eine Ehe, die nur 
noch nicht alle Bechtswirkungen der wahren Ehe an sich hat 
Die Frage, um die es sich handelt, ist also die : Begrün- 
det die Verlobung unmittelbar Ehe (nach Sohm unvollkom- 
mene Ehe) oder anders ausgedrückt: Sind die Wirkungen, 
welche das in Folge dieses Vertrags entstehende Verhältniss 
herbeiführt, derart, dass sie eine Gleichstellung dieses Ver- 
hältnisses mit der Ehe zulassen, das Verhältniss selbst als 
wenn auch nur unvollkommene Ehe bezeichnet werden kann ? *) 
Die Antwort darauf geben die Volksrechte. 

stimmeDd mit der Sohm's: Verlobung begründet Ehe, die Tranung fügt 
nur noch einige bisher fehlende W^irkungen hinzu. 

1) Ueber diese Einteilung cf. Brunner a. a. 0. Art. 439a. Derselbe 
setzt dafür innere und äussere Seite der Ehe ein. 

2) V. Wyss a. a. 0. S. 99 sagt: „Es bleibt am Ende nur eSne Frage 
des Sprachgebrauchs, ob das durch die Verlobung herbeigeführte Grund- 
verhältniss der Treue und Zugehörigkeit bereits Ehe genannt wurde 
oder erst der erreichte voUe umfang des Rechts." Gewiss ist es auch 
eine Frage des Sprachgebrauchs, aber hinter diesem Sprachgebrauch 
steht eine Rechtsanschauung und für die Rechtsgeschichte ist es jeden- 
falls nicht gleichgültig, ob der einfache Vertrag (Verlobung) schon Ehe, 
begründete oder nicht 
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Die Analogie des Sachenrechts 0- 

Verlobung begründet Ehe, wie der Vertrag das dingliche 
Recht an einer Liegenschaft begründet In diese Spitze geht 
die Analogie des Verlobungsrechts mit dem Sachenrecht bei 
Sohm aus. Der Begründung von Eigentum durch Vertrag 
wie sie Sohm behauptet (Eheschi. 80), hat Brunner a. a. 0. 
entschieden widersprochen. Von anderer Seite*) ist die 
Verwertung der Analogie des Sachenrechts für die Frage 
nach der Rechtswirkung der Verlobung angefochten worden, 
weil, wenn auch der Ausgangspunct des Verlobungsrechts 
im Vermögensrecht liege, die Zeit, in welcher die Frau als 
Sache, die eheherrliche Gewalt als Eigentum, die Ver- 
lobung als vermögensrechtlicher Vertrag angesehen worden 
sei, weit hinter der Periode der Volksrechte zurückliege'). 
Die Entfernung von dem gemeinsamen Ursprung ist zuzu- 
geben. Doch kann deswegen auch nach Scheidung der 
beiden Gebiete die Entwicklung derselben, wie sie auf glei- 
cher Grundlage basirte, fernerhin nach denselben Grundsätzen 
und in derselben Richtung erfolgt sein^). Auch ich glaube, 
dass noch zur Zeit der Volksrechte Verlobung und Vertrag 
um Gut, Trauung und Investitur im Ganzen aus demselben 
Gesichtspunct, besonders in ihrem gegenseitigen Verhältniss 
betrachtet worden sind. Der Zweck des Vertrags um Gut 
ist Uebergang des Eigentums von dem Veräusserer auf den, 
der es erwerben will. Seine Folge ist nach Sohm Begrün- 
dung des Eigentums*) beim Erwerber. Gegenstand der Ver- 



1) Sohm, Eheschl. 78-91. Tr. 12—31. 

2) E. Löning, Gesch. des deutsch. Kirchenr. II, 579. 

3) Dies gibt auch Sohm selbst zu (Tr. 15), ebenso DaTOud-Oghlou 
(a. a. 0. I, S. XL). ^ 

4) Da die Yolksrechte immer noch von einem emete puellam, mun- 
diam etc. sprechen, werden sie Verlobung auch wol noch als einen wenn 
auch modificirten Kaufvertrag angesehen haben. 

5) Um von der UnvolUcommenheit desselben einmal abzusehen , da 
diese ja für den Begriff unwesentlich ist 

3 
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lobung ist, wie Sohm behauptet, Schliessung der Ehe ; sie be- 
gründet unmittelbar dieselbe. Ein solcher Schluss aus dieser 
Analogie ist aber ungenau und unlogisch. Wenn eine Ana- 
logie zwischen Verlobung und Vertrag um Gut statthaben 
soll, dann muss, meine ich, vor Allem das Object des einen 
Vertrags mit dem des andern genau correspondiren.' Die 
Analogie schreibt sich aus dem Gharacter der Verlobung als 
eines Kaufvertrags her. Dem Eigentum des Sachenrechts 
entspricht aber im Familienrecht nicht die Ehe, sondern das 
Mundium. Im Kaufvertrag wird das Eigentum gekauft, in 
der Verlobung das Mundium und zwar das Mundium des bis- 
herigen Muntwalts der Frau über sie, nicht die eheherrliche 
Gewalt*), ebenso wie Gegenstand des Vertrags um Gut das 
dingliche Becht des Veräusserers , nicht dasjenige ist, wozu 
jenes in den Händen des Erwerbers wird. Bleibt man so- 
nach bei der Sohm'schen Analogie von Sachen- und Ver- 
lobungsrecht und erkennt man seine Behauptung für ersteres, 
nämlich den Eigentumserwerb durch Vertrag, als richtig an, 
so bleibt meiner Ansicht nach Nichts übrig, als durch Ver- 
lobung das Recht des Muntwalts über die Frau, sein Mun- 
dium, auf den Bräutigam übergehen zu lassen. Gegen diesen 
Schluss hat sich Sohm allerdings auf alle mögliche Weise zu 
wehren gesucht. Ursprünglich hatte er Verlobung für einen 
Vertrag über das Mundium erklärt (Eheschi. S. 22). Auf 
einen Einwand von G. Meyer (a. a. 0. Art. 18) hat er diese 
Erklärung zurückgenommen und die Verlobung als Kauf der 
Frau bezeichnet^) (Trauung S. 14); in welcher Richtung diese 

1) Brunner (a. a. 0. Anm. 1) behauptet, Gegenstand der Verlobung 
sei die Fülle von Rechten gewesen, welche dem £hemann über die Ehe- 
frau zustehen konnten, also die eheherrliche Gewalt. Wenn nun auch 
zwischen dieser und dem Mundium nicht der Unterschied besteht, wie 
ihn Brunner annimmt, so ist es priucipiell doch von Wert, das Object 
des Vertrags genau zu fixiren, und dass dies nicht die eheherrliche Ge- 
walt, sondern das Mundium des bisherigen Muntwalts gewesen ist, be- 
weist schon der einfache aUerdings dem römischen Recht entnommene, 
aber doch gewiss auch für das deutsche Recht gültige und anwendbare 
Satz: nemo plus iuris in alienum transferre potest quam ipse habet. 

2) Als solchen bezeichnet auch Grimm (R. A. 420) die Verlobung; 
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AenderuDg des Ausdrucks wirken soll, ist mir nicht klar, 
denn was ist Kauf der Frau vom Muntwalt anderes als Kauf 
der Summe von Rechten, welche der Muntwalt über die Frau 
hat?*) Die Gesammtheit dieser Rechte nennen wir aber 
Mundium. 

Ist aber Verlobung analog dem Vertrag um Out und 
das Mundium analog dem Eigentum und geht das dingliche 
Recht durch den Vertrag über, so muss auch die Ver- 
lobung das Mundium des Bräutigams begründen. Den lieber- 
gang des Mundiums auf den Bräutigam lässt aber Sohm 
selbst erst durch den factischen Vollzug der Ehe, d. h. durch 
die Trauung, eintreten. Es besteht demnach hier für uns 
ein unvereinbarer Widerspruch, der auf irgend eine Weise 
gehoben werden muss. Da aber, glaube ich, die obige Aus- 



ais Vertrag über die Uebertragung der Frau und des Mundiums Schrö- 
der (ehel. Güterr. I, Einl. § 1). Gaupp (Recht der alten Sachsen S. 137 ff.) 
erklärt die Vormundschaft als Object beim Ehekauf: „nicht wird die 
Frau und das Mundium gekauft". Davoud-Oghlou (a. a. 0. I, S. XL) 
glaubt, dass aus dem Kauf der Frau der des Mundiums hervorgegangen 
sei. Dies ist nicht richtig; Verlobung war stets Kauf des Mundiums, 
nur der Inhalt dieses Rechts hat sich im Laufe der Zeit abgeschwächt. 
1) Sohm a. a. 0. führt allerdings an, dass die deutschen Quellen nur 
von einem uxorem emere etc. reden, und dass es Niemandem einfallen 
würde, von einer Verlobung der Vormundschaft über die Braut zu spre- 
chen. Ersteres ist für das langob Recht nicht richtig, da dieses die Hand- 
lung des künftigen Ehegatten, durch welche die Ehe eine legitime wird 
als mundium facere bezeichnet, und da Sohm soviel auf die Analogie des 
Sachenrechts gibt, so frage ich, ob sich in den Volksrechten häufig Aus- 
drücke finden wie emere Proprietät em etc., und nicht vielmehr Ausdrücke 
wie terram, fundum emere? Und ebenso wenig wie wir von einer Ver- 
lobung des Mundiums sprechen , bezeichnen wir den Kaufvertrag als 
Kauf des Eigentums; wir setzen eben an SteUe des vollen Rechts, wel- 
ches man an einer Sache haben kann, die Sache selbst (Brunner a. a. 0. 
Anm. 1). Dass übrigens Verlobung Kauf des Mundiums sein muss, be- 
weist auch Folgendes : Das Mundium geht über durch die Trauung (Sohm, 
Tr. 14), die Trauung ist kein Rechtsgeschäft, sondern factischer Voll- 
zug (Tr. 85), also muss doch der Grund dieses UebergM)g8 in einem 
andern Act, der Rechtsgeschäft ist, liegen. Der einzige Act, der hier in 
Betracht kommen kann, ist die Verlobung. So kommt es denn doch wieder 
darauf hinaus, dass die Verlobung Kauf des MondioiM ist 

3* 
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fiihrung erwiesen hat, dass die Verlobung ein Vertrag über 
das Mundium ist, so bleiben uns zu dieser Lösung nur zwei 
Wege, von denen indessen jeder gegen eine der Sohm'schen 
Prämissen gerichtet ist. 

Entweder wir müssen die Analogie des Sachenrechts auf- 
geben, oder wir müssen annehmen, dass wie das Mundium, 
welches dem dinglichen Becht entspricht, nicht mit der Ver- 
lobung übergeht, sondern erst mit der Trauung, so auch das 
Eigentum im Sachenrecht nicht mit dem Vertrag, sondern mit 
der Investitur übergeht *). Der letztere Weg scheint mir der 
richtigere zu sein. 

Wenn nun auch Sohm den Uebergang des Mundiums erst 
an die Trauung knüpft, so behauptet er doch schon für die 
Zeit des Verlöbnisses ein dingliches Recht des Bräutigams an 
der Braut. 

Das Bestehen eines solchen dinglichen Rechtes, wie es 
Sohm annehmen zu können glaubt, vermögen wir aus directen 
Aussprüchen unserer Quellen weder zu beweisen noch zu 
widerlegen^). Dagegen müsste sich seine Existenz bei ein- 



1) Hierfür erklärt sich auch Brunner a. a. O. £s findet sich hei 
Sohm in dieser Richtung selbst ein Widerspruch. Auflassung (£heschl. 
S. 86) wie Trauung (Eheschl. 91) sind keine Rechtsgeschäfte , sie sind 
nur Besitzübertragungsacte ; kurz darauf (Ehesch. 92. 94) führt er selbst 
aus dem Mühlhauser Rechtsbuch eine Stelle an, in welcher die Trauung 
als Auflassung der Vormundschaft bezeichnet wird; in diesem Falle 
müsste aber doch das Mundium, wie bei der gewöhnlichen Auflassung 
das Eigentum, schon an den Erwerber übergegangen sein, nämlich durch 
die Verlobung. Ueber die Bedeutung der Tradition für den Erwerb ding- 
licher Rechte auch an Sachen cf. Ed. Roth. 188: nam aliter sine tradi- 
tione nulla (al.uullam od. nullarum) rerum dicimus subsistere flrmutatem, 
dazu Kraut a. a. 0. I, 286. 

2) Sohm sieht im Frincip die Existenz eines dinglichen Rechts des 
Bräutigams allerdings ausgesprochen in Liutpr. SO, wo es heisst: dispon- 
sat, cum annulo eam subarrat et suam facit. In den letzten Worten findet 
Sohm das Princip der dinglichen Berechtigung des Bräutigams ausge- 
sprochen. Diese Worte sind jedoch zu allgemein, um darin einen festen 
Anhalt finden zu können (Meyer a* a. 0. Art. 4S9b). Es heisst wirklich 
unseren Rechtsquellen zu viel juristische Schärfe zutrauen, wenn man 
derartige Ausdrücke so strict interpretirt und aus ihnen gleich die weit- 
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tretender Verletzung des Verlöbnisses durch den Verlober 
oder einen Dritten zeigen, einem Fall, der in den meisten 
Volksrechten behandelt wird. Bei dieser Gelegenheit muss es 
sich erweisen, ob das frühere Verlöbniss dem spätem — 
wenn dies durch Trauung tatsächlich vollzogen und zur voll- 
kommenen Ehe geworden ist — vorgeht, d. h. eben, ob die 
Verlobung ein dingliches Recht des Bräutigams begründet, 
welches spätere Verfügungen des Muntwalts nicht aufheben 
können. Sohm selbst muss zugeben, dass sich eine solche 
Wirkung des Verlöbnisses in einigen Volksrechten nicht nach- 
weisen lässt, während er sie für die grössere Mehrzahl aller- 
dings behauptet. Um aber durch diesen Widerspruch seine 
Theorie nicht gefährden zu lassen, hat er demselben einen 
andern Gedanken zu Grunde gelegt (Tr. 20), den er aus- 
fuhrlich zu beweisen sucht, der aber doch den Quellen nicht 
entspricht. Nach ihm beruht der Widerspruch zunächst auf 
einem zeitlichen Unterschied. Die Rechtsquellen, welche von 
der dinglichen Gebundenheit der Braut nichts wissen, sollen 
einen altern Standpunct vertreten, die, welche angeblich den 
entgegengesetzten Gedanken befolgen, von einem neuern Zeit- 
geist erfüllt sein. Der Unterschied aber zwischen beiden 
Perioden soll nicht etwa der sein, dass die ältere Auffassung 
die dingliche Gebundenheit der Braut überhaupt nicht ge- 
kannt habe, nur die Wirkung der Verletzung soll jener An- 
schauung zufolge eine andere gewesen sein, und zwar dess- 
halb, weil die Verletzung des Verlöbnisses den juristischen 
Untergang des Objectes, d. h. der Braut, herbeigeführt habe, 
dieselbe also auch consequenter Weise dem Bräutigam nicht 
habe restituirt werden können. Die Rückgabe der Braut 
habe den Bräutigam nicht befriedigen können, da sie ihre 
Jungfräulichkeit verloren habe. Dieser Verlust habe Ver- 
nichtung des Objects bewirkt, wie der Tod der Jungfrau. 
Das Verlöbniss sei nicht geschieden, sondern zerstört worden 

gehen dsten Consequenzen ziehen zu können glaubt. £Mn dingliches Recht 
des Bräutigams nimmt auch Sohm folgend ▼. Scheurl (a. a. 0. S.40) und 
V. Wyss (a. a. 0. S. 96 u. 100) an. Dasselbe bestreitet Brunner (a. a. 0. 
Art. 439a). 
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und der Bräutigam habe desshalb nur Entschädigung fordern 
können. Anders in der zweiten Periode. Hier geht die An- 
schauung dahin, dass die Braut unersetzbar sei, daher diese 
auf jeden Fall dem Bräutigam vermöge seines dinglichen 
Bechts an ihr restituirt werden muss. Den Standpunct des 
altern Rechts bezeichnet Sohm als einen formalen, egoisti- 
schen, privatrechtlichen, den des neuern als ethischen, öffent- 
lichrechtlichen. 

Gegen diese Einteilung in Perioden lässt sich mancher- 
lei einwenden. Zunächst erscheint mir die Bezeichnung der 
beiden Auffassungen gar nicht zutreffend. Den Sohm'schen 
Deductionen zufolge kann man allerdings nicht umhin seiner 
Bezeichnungsweise zuzustimmen, sieht man aber die Sache 
genauer an, so wird man zugeben müssen, dass eine Rechts- 
anscbauung, welche die Schätzung einer Frau allein von der 
Integrität ihrer Ehre abhängig macht, die Bezeichnung als 
formale etc. wahrlich nicht verdient, noch viel weniger aber 
die entgegengesetzte Ansicht den Namen einer ethischen etc. 
Meinem Gefühl nach müsste man die Bezeichnungen gerade 
umkehren. Doch auch noch Anderes lässt sich gegen die 
Einteilung vorbringen. So macht E. Löning') mit Recht 
geltend, dass, wenn man einmal Sohm den formalen Stand- 
punct des ältesten Rechts zugibt, die Folge der Entführung 
wesentlich auch auf den Willen des Bräutigams gestellt sein, 
auf ihn es ankommen müsste, ob ei; die Braut wiedernehmen 
wollte oder nicht, femer dass zu der Vernichtung nicht Ent- 
führung genügte, sondern Entehrung nötig war, die doch 
nicht immer bei der Entführung stattzuhaben brauchte*). 

Träger jener Entwickelung ist nach Sohm (Tr. S. 24) 
das salfränkische Recht. Den älteren Standpunct repräsentirt 
nach ihm L. Sal. Tit. 13, 10. Danach soll der Entführer 
einer Braut 63 Solidi^) an den Muntwalt zahlen. Erst ein 



1) Gesch. des Kirchenr. II, S. 599. 

2) Auch Meyer a. a. 0. Art. 4d9b findet die Construction der beiden 
Perioden zu gesucht. 

3) Von £. Löning (a. a. O. II, S.586) als pretium pudicitiae bezeich- 
net. Jedenfalls ist es der alte Kaufpreis, der jetzt nur noch als Strafe 
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späterer Zusatz (T. 13, Z. 3) gibt dem Bräutigam daneben 
ein Recht auf 15 Solidi'). Unbedingt müssen wir annehmen, 
dass daneben noch der Muntwalt ein Recht auf Rückforde- 
rung der Braut gegen den Entführer besass resp. der Ent- 
führer sich das Mundium über die Entführte von dem Munt- 
walt erkaufen musste*). üebertrug der Muntwalt dem Ent- 
führer das Mundium, so entstand zwischen^ den Entführer und 
der Entführten eine gültige Ehe, und der erste Bräutigam 
konnte aus der Priorität seines Verlöbnisses kein Recht gel- 
tend machen, dasselbe wurde vielmehr durch die neue Ver- 
lobung aufgehoben. Später soll sich dies aber nach Sohm 
(Tr. 24 ff.) geändert haben und zwar bereits in der Mitte 
des 7. Jahrhunderts. In der Vita S. Vulmari c. 1 (Mabillon 
Acta SS. 0. B. III, 1, p. 230) wird nämlich berichtet, dass 
einem Bräutigam iussione principis seine Braut wieder zurück- 
gegeben worden sei, die während der Dauer des Verlöbnisses 
ein gewisser Vulmarus conjugem duxit. Aus dieser Stelle 
schliesst Sohm, dass ein bestehendes Verlöbniss vor einem 
spätem, selbst wenn letzteres bereits vollzogen worden sei, 
den Vorzug gehabt habe und zwar nach weltlichem Recht, 
da die obige Entscheidung im Eönigsgericht (iussione prin- 
cipis) getroffen worden sei. Dieser Schluss ist indess nicht 
zutreffend und zwar aus dem Grund, weil die Stelle kein 
Wort davon enthält, dass das uxorem ducere auf Grund einer 
Verlobung stattgefunden habe ^). Die Worte „uxorem duxit" 



vorkommt (L. Sal. 25, 1 ; 44, 2; Cap. I, 7; Sohm, Eheschi. 28; Schroe- 
der, Ehel. Gtiterr. I, § 2). 

1) Sohm (Tr. 24 Aum. 40) erklärt diesen geringen Bussansatz durch 
Annahme eines Schreibfehlers, ebenso £. Löning (a. a. 0. II, S. 686 Anm.) 

2) Derselben Ansicht ist Brunner a. a. 0. S. 501. Sohm (Eheschl. 
S. 51) behauptet, bei den Franken sei die von der Jungfrau eigenmäch- 
tig eingegangene Ehe nicht anfechtbar gewesen. Er entnimmt seine Be- 
weisstellen für diesen Satz indess nur dem ripuarischen Recht; für das 
salfränkische liegt kein Grund zu dieser Annahme vor, vielmehr scheint 
mir die von Sohm (a. a. 0. A. 57) citirte SteUe aus Gregor, Tur. Hist. 
Franc. IX, 38 eher den Beweis des Gegenteils zu liefern. 

8) Sohm (Tr. 26 A. 45) geht allerdings von einem entgegengesetzten 
Standpunct aus. Er sagt, die SteUe gebe keinen Grund zu der Annahme 
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beweisen hierfür gar Nichts '), da auch in L. Sal. XUI, 10 
z. B. der Ausdruck „in conjugio copulare'' gebraucht wird, 
wo es sich unmöglich um eine Verlobung durch den Munt- 
walt handeln kann. Ferner möchte ich mein Bedenken gel- 
tend machen gegen die Auffassung Sohm's von der iussio 
principis als Entscheidung des Eönigsgerichts ; der Wortlaut 
spricht mehr für ein persönliches Eingreifen des Königs als 
für ein nach ordentlichem gerichtlichem Verfahren ergangenes 
Urteil^). Das älteste salfränkische Recht bietet somit in 
keiner Weise einen genügenden Anhaltspunct für die Behaup- 
tung Sohm's. Es bleibt noch ein Gapitular von 817 übrig 
(cf. Sohm, Tr. 27 Anm. 48), welches allerdings dem Verlobten 
gegen den Entführer seiner Braut, selbst wenu deren pater 
oder defensor in die Entführung eingewilligt hat, ein Recht 
auf Rückforderung gibt und ausserdem dem Entführer die 
Zahlung des Wergeids und des Eönigsbannes zur Strafe auf- 
erlegt. Diese Bestimmung hat indess unbedingt einen kirch- 
lichen Ursprung'). Dies beweist schon das Verbot der Ehe 
zwischen Entführer und Entführten für die Zukunft^) (am 



einer gewaltsamen Entführung. Dies ist auch gar nicht nötig, die Braut 
konnte sich ja freiwillig zu Vulmarus begeben haben. Auch hält es 
Sohm für unwahrscheinlich, dass Vulmarus sich auf den Process einge- 
lassen haben würde, wenn er keinen Rechtsgrund für sich gehabt hätte. 
Dieser Einwand fällt indess dadurch hinweg, dass unter jussio principis 
gar nicht eine gerichtliche Entscheidung zu verstehen ist. 

1) Schon von E. Löning (a. a. 0. II, 586) hervorgehoben. 

2) Diesen Einwand macht bereits Meyer a. a. 0. Art. 439b geltend. 

3) Was ja Sohm selbst (Tr. 26) bemerkt. Dadurch , dass sie den 
Gapitula leg. add. eingereiht und so Bestandteil des weltlichen Rechts 
wurde, wird sie aber doch noch kein deutscher Rechtsgrundsatz. 
Wegen des kirchlichen Ursprungs dieser Stelle verwerfen sie auch für 
unsere Frage Meyer a. a. 0. Art. 439b und Brunner a. a. 0. Ersterer 
glaubt ausserdem, in der Stelle sei nur von einem vollzogenen zweiten 
Yerlöbniss, nicht von einer vollzogenen Ehe die Rede. Dies scheint 
mir indess wenigstens für den zweiten Fall nicht zutreffend, wo dadurch, 
dass der defensor eins perpetrari consenserit, die Ehe perfect wird. 

4) Sohm scheint diese Stelle : ,411am feminam ei habere non liceat^' 
so aufzufassen, als ob damit nur die Auflösung der bestehenden Ehe 
zwischen Entführer und der Entführten ausgesprochen sei. Dies ist aber 
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Ende des bei Sohm abgedruckten Passus), welches eine 
dem deutschen Becht ganz fremde Strafbestimmung war. 
Die ganze Steile lässt sich somit für die deutsche Rechts- 
anschauung nicht verwerten, und dadurch verlieren auch die 
Schlüsse', welche Sohm aus Vergleichung dieser Stelle be- 
sonders mit der L. Franc. Cham. (c. 47) gezogen hat, ihre 
Unterlage, abgesehen davon, dass diese Stelle nicht auf Ent- 
führung, sondern auf Vergewaltigung einer Braut geht, was 
in L. Sal. XIII Z. 5 auch an einem unverlobten Mädchen 
mit 200 Solidi bestraft wird*). Ebenso verliert dasZeugniss 
des Lib. Pap. Loth. 84 seinen Wert, welches aus demselben 
Grund, nämlich wegen des Verbots der Ehe mit dem Räuber 
auf kirchlichen Ursprung zurückzuführen ist. 

Können wir so im salfräükischen Recht, wenigstens so 
weit es durch Einwirkungen von anderen Seiten her nicht 
beeinflusst ist, die Idee von der dinglichen Gebundenheit der 
Braut nicht repräsentirt finden, so vermögen ebenso wenig 
die übrigen Volksrechte, die Sohm zur Begründung seiner 
Ansicht heranzieht, von der Richtigkeit derselben zu über- 
zeugen. Was zunächst die Quellen angeht, welche den altern 
Standpunct Sohm's vertreten, so wird in ihnen dem Bräu- 
tigam einfach ein Bussanspruch gegeben, also kein Rückfor- 
derungsrecht ^). Am Ausführlichsten . behandelt diese Frage 
das langobardische Recht. Nach ihm hat der Bräutigam bei 
Entführung oder anderweitiger Verlobung seiner Braut ein 
Recht auf die doppelte Meta. Ist der Verlöbnissbruch mit 
Zustimmung des Muntwalts erfolgt, so hat dieser die Strafe 
an den verletzten Bräutigam zu zahlen (Roth. 192), der zweite 



bereits mit den Worten „eam reddat^* geschehen. Auch die Stelle, an 
welcher die Worte stehen (a. E. des Cap.) weist auf die Auffassung als 
eines ferneren Eheverbots hin. 

1) Knitschky a. a. 0. S. 411 Anm. hebt noch hervor, dass wir für 
dieses Recht keine anderen Bestimmungen über ähnliche Verbrechen be- 
sitzen und deshalb keinen Vergleich mit anderen Bussansätzen anstellen 
können, ferner dass in späterer Zeit die Muntbrüche allgemein auf den 
Betrag des Wergeides erhöht wurden. Cf. auch Schröder, Ehel. Güterr. 
I, EinL 8 2.- 

2) Vergl. über das Folgende besonders Brunner a«. a. 0. 
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Bräutigam bleibt straffrei. Ist die Braut wider den Willen 
ihres Muntwalts entführt oder geraubt worden, so geht der 
Anspruch des Bräutigams direct gegen den Entführer (Roth. 
190. 191), der daneben aber auch dem Muntwalt wegen des 
Muntbruches zur Busse verpflichtet ist. Durch ein Gesetz 
Liutprand's (C. 119) ist auch im ersten Falle der neue Bräu- 
tigam für strafbar erklärt worden. Es trifft ihn aber eine 
öffentliche Strafe er muss sein Wergeid in palatium componiren. 

Die gleiche Auffassung treffen wir im sächsischen und 
altem alemannischen Recht. Nach L. Sax. 49 soll die Ent- 
führung') einer Braut mit 300 Sol. an den Bräutigam und 
300 Sol. an ihre parentes vom Entführer gebüsst werden et 
insuper 300 solidis emat eam. Auch hier also kein Anspruch 
des Bräutigams auf Restitution. 

In lu Alam. Hloth. tit. 52 wird bestimmt, dass der Ent- 
führer einer Braut 200 Sol, bei Weigerung der Wieder- 
herausgabje 400 Sol. Strafe zahlen soll. Es fragt sich, 
wer diese Busse erhält, die parentes oder der Bräutigam. 
Sohm^) behauptet das Letztere wegen des Zusammenhangs 
mit Tit. 51, Knitschky») ist für Ersteres. Nach E. Löning*) 
steht der Anspruch beiden Teilen zu; siie haben sich in 
die Summe zu teilen. Nach meiner Ansicht ist der zum 
Empfang der Summe Berechtigte der Bräutigam, von dessen 
Recht, wie mir scheint, in diesem Titel überhaupt nur ge- 
sprochen wird. Der Vater hat nach Tit 54 ein unbedingtes 
Rückforderungsrecht gegen den Entführer seines unverlobten 
Mündels, und es ist kein Grund zu finden, warum er dies bei 
einem Verlobten nicht oder nur bedingt habe besitzen sollen. 



1) Auch £. Löning (a. a. 0. II, 595), nimmt Zustimmung der Braut 
für diese Stelle an; in diesem Fall stimmen auch die Bussen. Die pa- 
rentes erhalten 600 Sol., wie nach Tit. 40 bei der Entführung der Un- 
verlobten, wofür sie in beiden Fällen allerdings das Mundium aufgeben 
müssen. In Folge des Verlöbnisses tritt aber für den Entführer noch 
eine Strafe von 800 Sol. — an den früheren Bräutigam zu zahlen — ^'in. 

2) Sohm, Tr. 21 Anm. 87. 

3) a. a. 0. S. 411 f. 

4) Gesch. d. deutschen Kirdienr. II, 6. 676. 
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Doch welcher dieser Ansichten man sich auch anschlies- 
sen mag, sicher bleibt, dass auch hier der Bräutigam höch- 
stens einen Bussanspruch hat, kein Recht auf Rückforderung 
seiner Braut. 

Der Grund für das Fehlen eines solchen ist nach Sohm 
der, dass die Entführung resp. tatsächliche Vollziehung der 
Ehe das Object des dinglichen Rechts des Bräutigams ver- 
nichtet, der angerichtete Schaden somit irreparabel ist und 
desshalb für die nicht restituirbare Braut ihr pretium (ent- 
weder das gewöhnliche, oder ein qualificirtes) bezahlt werden 
muss. Dass der Bussansatz im Zusammenhang mit dem 
Wergeid der Braut steht, ist zuzugeben, aber den Schluss, 
den Sohm daraus zieht, kann ich nicht zwingend finden. In 
dem Vertrag, welcher das Verlohn iss begründet, wird als Preis 
eine Summe festgesetzt, welche ursprünglich dem Wergeid 
der Jungfrau, dem pretium puellae, gleich war. Der Maass- 
stab, welcher nun an die Verletzung eines derartig begrün- 
deten Verhältnisses gelegt wurde, musste von dem bei der 
Verlobung festgesetzten Kaufpreis entnommen werden und so 
wurde das Wergeid. die Grundlage der Strafansätze für Ver- 
löbnissbrüche. Die Busse des Entführers ist also nicht Er- 
satz für die nicht restituirbare Frau, sondern Strafe für un- 
befugte Störung eines Rechtsverhältnisses. Sie wird bestimmt 
durch die Höhe der Summe, die bei dem Abschluss des Ver- 
lobungsvertrags als Kaufpreis der Jungfrau festgesetzt worden 
ist '). Im langobardischen und alemannischen Recht besteht 



1) Dass dem so war, beweist deutlich das langobardische Recht, 
welches für den Fall der anderweitigen Verlobung etc. der Frau dem 
Bräutigam einen Anspruch auf das duplum gibt, nicht des Wergeides, 
sondern dessen, was in meta dictum fuit, quando eam sponsavit (Roth. 
IdO),' quantum dictum est in die illa, quando fabula ^rmata fuerat (191), 
quae tunc dicta fuerit in die sponsaliorum (192). Mir scheint diese Aus- 
drucksweise deutlich genug zu beweisen, dass es sich dabei nicht um 
eine ein für alle Mal bestimmte, sondern um eine für den concreten 
Fall besonders festgesetzte Summe handelte. Roth. 190, 191 a. E. wird 
für die Busssumme allerdings der Ausdruck „dupli (dupla) compositionis 
poena^^ gebraucht; es kann jedoch hier unter compositio nicht Wergeid, 
sondern nur einfache Busse verstanden werden, d^ ersteres (Roth. 201) 
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das Recht des Muntwalts an der Person der Braut trotz der 
Verlobung noch fort, er kann die Braut, wenn sie von einem 
Dritten geraubt ist, von diesem zurückfordern, er kann sie 
aber auch diesem verloben. Für das langobardische Recht 
bezeugt dies Roth. 191 u. 192. Der Muntwalt kann sein ver- 
lobtes Mündel einem Andern verloben, er muss dafür Strafe 
zahlen an den ersten Bräutigam, aber die Verlobung bleibt 
doch bestehen, wenigstens wenn dazu noch derUebergang in 
die Gewalt des zweiten Bräutigams gekommen ist. Ebenso 
kann der Muntwalt dem Räuber seines Mündels nachher gül- 
tig sein Mundium übertragen: si convenerit, d. h. wenn er 
will, er braucht es nicht, sondern kann sie auch zurückfor- 
dern. Auch bei der Entführung einer Braut mit ihrer Ein- 
willigung stand dies Recht dem Muntwalt zu. Dafür spricht 
die analoge Bestimmung bei Roth. 189, wo von der Conven- 
tion der Parteien der Bestand der Ehe abhängig gemacht 
wird. Auch bei den Alemannen besass der Muntwalt ein 
Recht auf Rückforderung seines Mündels, gleichgültig ob die- 
selbe verlobt oder unverlobt war, ob sie geraubt oder ent- 
führt war (L. AI. Hloth. 54, 1). Bei den Sachsen dagegen 
konnte der Muntwalt sein Mündel, wenn die Entführung mit 
Einwilligung des Letzteren stattgefunden hatte, nicht zurück- 
fordern, er musste, wenn der Entführer die gesetzlich be- 
stimmte Summe zahlte , sein Mundium aufgeben (L. Sax. 
49) ') *). Die Gründe dieser Abschwächung des Mundiums 
sind bereits oben im §;3 erörtert. 



1200* Sol. beträgt, die Meta aber (Liutp. 89) 400 Sol. nicht übersteigen 
darf. 

1) Es ist zweifeUos, dass die betr. Stelle, obwol der Ausdruck „ra- 
puerit^' gebraucht wird, auf eine Entführung, nicht auf Raub geht, da 
sonst, wie Tit. 40 zeigt und die Katur der Sache ergibt, unbedingt die 
Frau hätte zurückgegeben werden müssen , von einem emere also nicht 
die Rede sein könnte ; bei Entführung dagegen muss der Muntwalt gegen 
Zahlung von 800 Sol. sein Mundium übertragen. 

2) Brunner a. a. 0. glaubt aus dem Wort „emat*' schliessen zu kön- 
nen, dass es im Belieben desMuntwalts stand, ob er dem Entfuhrer sein 
Mündel verloben woUte. Dagegen spricht L. Sax. 40. Vergl. auch E. 
Löning a. a. 0. S. 594 Anm. 1. 
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Halten wir nun neben diese Befugnisse des Muntwalts 
das Recht, welches auch in dieser Periode schon der Bräuti- 
gam an der Person seiner Braut gehabt haben soll, so wird 
der Charakter desselben als eines dinglichen höchst fraglich. 
Ein dingliches Recht, welches in dem Momente, in welchem 
es in Wirksamkeit treten sollte und allein in Wirksamkeit 
treten kann, zugleich auch sein Object einbüsst, also Grund 
und Boden unter seinen Füssen verliert und aufhört existent 
zu sein, verdient meiner Ansicht nach eine solche Bezeich- 
nung nicht, es ist nichts weiter, als ein einfaches persönliches 
Recht, dessen Inhalt bei etwaiger Verletzung auf Busszahlung 
geht. 

Wir kommen nun zu den Yolksrechten, welche in Bezug 
auf die Auffassung unserer Frage den neuern Standpunct 
vertreten sollen. Den Uebergang zu diesem Standpunct soll 
das alemannische Recht bilden, weil in der bereits oben ci- 
tirten Stelle Tit. 52 die Rückgabe der entführten Braut ge- 
boten und im Fall der Weigerung die Strafe auf das Doppelte 
erhöht wird. Indess liegt hier die Wahl zwischen beiden 
Wegen in der Hand des Verführers, nur von ihm hängt es 
ab, ob er die Braut zurückgeben will oder nicht, er ist mit- 
hin derjenige, der entscheiden soll, ob das dingliche Recht 
des Bräutigams in Wirksamkeit treten, ob das frühere. Ver- 
löbniss seine Gültigkeit gegenüber dem Zweiten behalten solL 
Ein Recht aber, dessen Existenz und Wirksamkeit rein im 
Belieben eines Dritten, und zwar des Verletzers, steht, ist 
kein Recht, und ein Verlöbniss, das durch den unbefugten 
Eingriff eines Beliebigen aufgehoben werden kann, ruht auf 
einer sehr schwachen Grundlage, und die Dinglichkeit seiner 
Wirkungen erscheint mehr als zweifelhaft. Dazu kommt noch, 
dass der Ausdruck der citirten Stelle auch nicht den gering- 
sten Anhaltspunct dafür gibt, wem die entführte Braut even- 
tuell zurückgegeben werden soll. Jedenfalls spricht noch 
mehr für Rückerstattung an den Muntwalt die Analogie von 
L. Alam. Hloth. 54, einer Stelle, die auch äusserlich mit 
der unsern correspondirt. Empfing aber auch der Muntwalt 
sein verlobtes Mündel vom Entführer zurück, so lag darin 
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ebenfalls noch nicht ein Vorzug des frühern Verlöbnisses 
vor dem spätem, sondern nur ein Sieg des Mundiums über 
das durch Entführung herbeigeführte Verhältniss zwischen 
diem Entführer und der Entführten. Dass der Tit. 52 nicht 
den Fall einer zweiten unrechtmässigen Verlobung durch den 
Muntwalt in sich begreift, zeigt einfach der Wortlaut, da 
man sonst doch wol nicht dem zweiten Bräutigam vorwerfen 
könnte, dass er contra legem sponsatam alterius acciperit, 
sondern nur dem Vormund, dass er eine zweite Verlobung 
widerrechtlich abgeschlossen habe. Ausser dem alemannischen 
Recht wird das baierische von Sohm zur Begründung seiner 
Ansicht herangezogen. Ganz abgesehen davon aber, dass die 
betreffende Stelle des baierischen Volksrechtes nicht von Ent- 
führung, sondern von Raub oder Verführung einer Braut han- 
delt, gilt auch hier dasselbe, was eben vom alemannischen 
Recht gesagt ist, nur dass im baierischen Recht dem Verfüh- 
rer die Wahl zwischen Rückgabe und vermehrter Geldstrafe 
nicht offen gelassen ist Auch hier bleibt es fraglich, wem 
die Entführte zurückgegeben werden soll. Die Verwandt- 
schaft mit dem alemannischen Recht spricht aber auch hier 
mehr für den Muntwalt, als den Bräutigam, mehr für einen 
Vorzug des Mundiums, als des frühem Verlöbnisses. Ein 
dingliches Recht des Bräutigams an der Braut soll endlich 
auch das thüringische Volksrecht kennen ^). L. Thur. Tit 46 
beweist indess nur die Verpflichtung des Räubers (nicht des 
Entführers) zur Zahlung von 200 Sol. und Herausgabe seines 
Raubes. Für den Entführer gibt die L. Thuring. keine Strafe 
an. Hiermit fallen die Schlüsse, die Sohm ^) für das thürin- 
gische Recht zieht, zusammen. — Dass das burgundische 
Recht auch in der Zeit, als die Bestimmung des Art. 52 ge- 
troffen wurde, von dem dinglichen Recht des Bräutigams 
nichts wusste'), zeigt der Umstand, dass in dem daselbst 
behandelten Fall — der Vermählung einer Wittwe, während 



1) Sohm, Tr. S. 28, S. 27 Anm. 48. 

2) a. a. 0. S. 27 A. 48. 

8) Anders v. Wyss a. a. 0. S. 92. 
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eines mit einem Dritten eingegangenen Verlöbnisses — , in 
dem doch noch nicht Todesstrafe angewandt wird und also 
das dingliche Recht hätte zur Anwendung kommen müssen, 
ein solches nicht einmal erwähnt wird. Für das westgothische 
Recht schliesst Sohm aus der gleichen Strafe für Ehe- und 
Verlöbnissbruch auf ein gleiches dingliches Recht bei Ehe- 
mann und Bräutigam. Dies scheint aber ohne sonstigen 
Grund sehr gewagt. 

Fassen wir die Ergebnisse zusammen, welche die Be- 
trachtung der einzelnen Volksrechte, soweit sie sich mit der 
Frage nach einer dinglichen Berechtigung des Bräutigams 
an der Person der Braut befassen, ergeben hat, so erscheint 
als Gesammtresultat der Satz, dass ein solches dingliches 
Recht im altern Recht niemals bestanden hat ; weder im lan- 
gobardischen, noch im fränkischen Recht mit seinen von ihm 
beherrschten Rechtsgebieten '). Bevor wir uns aber der Be- 
trachtung des zweiten Grundes für die Behauptung Sohm's 
zuwenden, müssen wir noch zwei Puncto besprechen, welche 
Sohm, wenn auch nicht direct, so doch mittelbar als Stützen 
seiner Theorie von der dinglichen Berechtigung des Bräuti- 
gams benutzt. 

Beide beziehen sich auf den Untergang des Rechtsobjects 
(der Frau) durch Entführung, einmal gegenüber dem Ehe- 
mann, dann gegenüber dem Vater resp. dem sonstigen Munt- 
walt^), sie sollen dazu dienen, die behauptete ältere deutsche 
Rechtsanschauung vom Untergang des Rechtsobjects und der 
daraus sich ergebenden Aufhebung des Gewaltverhältnisses 
durch Entführung auch aut anderen Gebieten als im Verlöb- 
nissrechte nachzuweisen. Die Ehe soll im ältesten Recht 
durch Entführung der Frau aufgelöst worden sein, weil da- 
durch das Weib in seiner rechtlichen Existenz verändert, als 
Rechtsobject untergegangen sei. Auch hier sei der Schaden 
irreparabel gewesen und daher Schadensersatz an Stelle der 



1) Als blos obligatorisches Verfaältniss sieht aach Schröder, Gesch. 
des ehel. Güterr. I, Eiul. § 1 das Yerlöbniss an. 

2) Tr. Sj 29—31 Anm. 56. 
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Restitution der Frau getreten. Den Stützpunct dieser Ansicht 
bildet das angelsächsische Recht. Die betreffende Stelle in- 
dess (Aethelb. 31)^) ist durchaus nicht beweisend, im Gegen- 
teil, wenn man sie striet interpretiren will, kommt man ge- 
rade zu dem entgegengesetzten Resultat Zunächst handelt 
es sich nicht um Entführung, sondern um einfachen ehebre- 
cherischen Beischlaf (wenn ein Freier bei eines freien Mannes 
Weib liegt), sodann findet sich kein Wort, welches darauf 
hindeutete, dass man die ehebrecherische Frau nicht habe 
zurückfordern resp. behalten können. Der Ausdruck „äbicge^' 
(er — der Ehebrecher — erkaufe) weist vielmehr gerade 
darauf hin, dass im concreten Fall durch Vereinbarung zwi- 
schen den Parteien die Frage erledigt wurde, bei wem die 
ehebrecherische Frau künftig leben sollte, dass es mithin von 
dem Willen des Mannes abhing, ob er die Frau dem Ehebrecher 
überlassen wollte oder nicht. Dass der Wille des Ehemannes 
das Entscheidende war, dass überhaupt an unserer Stelle nur 
von einer Pflicht und nicht von einem Recht des Ehebrechers 
die Rede ist, zeigt auch der Schluss der citirten Stelle — 
and oder wif his ägenum scaette begete and paem o&rum aet 
häm gebrenge: und erwerbe ein anderes Weib aus seinem 
eigenen Vermögen und bringe sie dem andern heim — , der 
sonst dazu führen würde, dem Ehebrecher auch das Recht 
zuzusprechen, dem Ehemann eine beliebige andere Frau aus- 
zusuchen und in's Haus zu führen. Ebensowenig wie das 
angelsächsische Recht kann das alemannische den Beweis für 
die Ansicht liefern, dass ursprünglich Entführung das Object 
habe hinwegfallen lassen und damit die Ehe aufgelöst habe. 
Nach der hierher gehörigen Stelle L. AI. Hloth. 51, 1 : „Si quis 
Über uxorem alterius contra legem tulerit, reddat eam et cum 
octuaginta solidis componat Si autem reddere noluerit, apud 
400 solidos eam componat. Et hoc si maritus prior voluerit^' 
entscheidet zunächst der Wille des maritus prior; fordert er 
die entführte Frau zurück, so muss der Entführer sie resti- 



1) Gif frtman wi6 fries mannes wif geligeö, his wergelde ftbicge aod 
6Öer wif his ägenum scaette begete and paem 66rum aet h&m gebrenge. 
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tuiren und 80 Sol. Busse zahlen, ebenso wenn er sie unab- 
hängig von dem Willen des Ehemannes wieder zurückgibt 
Behält er sie aber „si maritus prior voluerit", so kann Letz- 
terer 400 Sol. verlangen. Der Grund, warum nach Sohm der 
Zusatz „si — voluerit" unorganischer Natur sein soll, er- 
scheint mir nicht recht einleuchtend. Allerdings stimmt die 
Stelle fast wörtlich mit der von der Brautentflihrung handeln- 
den überein. Wenn aber die betreffenden Schlussworte dort 
fehlen, so beweist dies nicht, dass sie hier späterer Zusatz 
sind, sondern dass an jener Stelle der Wille des-Bräutigams 
in der angedeuteten Richtung nicht in Betracht kommt. 

Der Untergang der väterlichen Gewalt durch Entführung 
der Tochter soll ebenfalls ein Analogon zu dem Untergang 
der eheherrlichen Gewalt resp. des dinglichen Rechtes des 
Bräutigams an der Braut bilden. Auch hier soll der Vater 
nicht die Befugniss zur Bückforderung seiner Tochter haben, 
sondern nur das Recht , von dem Entführer Kauf der Toch- 
ter, also Entschädigung, zu verlangen. Für einige Rechte ist 
das zuzugeben. Trotzdem beweist aber diese Analogie Nichts. 
Das Moment, welches hier auf die Gewalt des Vaters zer- 
störend einwirkt, ist nicht die Entführung als solche, son- 
dern der im Recht als bedeutsam anerkannte Wille des Mäd- 
chens, dessen Einwilligung in die Entführung. Nicht etwa, 
weil das Weib durch die Entführung unterging, die Gewalt 
des Vaters ihr Object verlor, tritt diese ausser Wirksamkeit, 
sondern der Wille des Mündels hat bereits eine solche recht- 
liche Kraft erlangt, dass er unter Umständen die Verlobung 
durch den Vater zu erzwingen und eine entgegengesetzte 
Verfügung desselben unwirksam zu machen vermag. Diese 
Anschauungsweise gehört ausserdem einer jungem Entwicke- 
lungsperiode des Rechts an, wie die Geschichte des Mundiums 
und die Stellung desselben zur Verlobung beweist. Auch darin 
ist also dieser Fall abweichend von dem analogen Schicksal 
des Rechts des Bräutigams und Ehemannes, dessen Untergang 
durch Entführung der Frau nach Sohm gerade der altern 
Periode angehört. So beweist denn auch dieses Factum für 
unsere Frage Nichts. Sollte ein Analogon aus dem Recht 

4 
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des Mundiums zur Entscheidung herangezogen werden, so 
müsste der Untergang der väterlichen Gewalt durch einfache 
Entehrung der Gewaltbefohlenen behauptet und bewiesen wer- 
den, ein Satz, zu dem kein einziges der Yolksrechte auch 
nur den geringsten Anhaltspunct bietet. Dies berechtigt uns, 
wenn wir auf umgekehrtem Wege, wie Sohm, in unserer Ana- 
logie zurückschreiten, wohl zu der Behauptung, dass, wenn 
Entehrung eine Frau als Rechtsobject untergehen liess, dies 
doch auch auf die väterliche Gewalt hätte zerstörend ein- 
wirken müssen, und da dies nicht der Fall, im Gegenteil das 
Mundium bei einer solchen Gelegenheit ebenso gut zur Wirk- 
samkeit gelangte und in Bestand blieb, wie gegenüber ande- 
ren Verletzungen, die von Aussen kamen, so wird die ganze 
Theorie von dem Untergang des Objects durch Entehrung 
resp. Entführung völlig unwahrscheinlich und damit fällt auch 
die Unterscheidung der beiden Perioden in sich zusammen. 

Die Auffassung, die das ältere deutsche Recht über die 
dinglichen Folgen der Verlobung, über das dingliche Recht 
des Bräutigams an der Person seiner Braut gehegt hat, ist 
stets einheitlich gewesen. Ihr entspricht weder der ältere, 
noch der jüngere Standpunct Sohm's, ersterer nicht, weil das 
deutsche Recht den juristischen Tod der Frau durch Ent- 
ehrung nie gekannt hat, letzterer nicht, weil sich aus keinem 
Volksrecht der Vorzug des früheren Verlöbnisses als solchen 
vor einem spätem kraft eines Rechtes des frühern Bräutigams 
beweisen, ja auch nur wahrscheinlich machen lässt Die 
ältere deutsche Rechtsanschauung hat weder in einer ersten, 
noch in einer zweiten Periode von einer dinglichen Gebunden- 
heit der Person der Braut Etwas gewusst, allerdings besass 
der Bräutigam in Folge des Verlobungsvertrages ein Recht, 
aber dieses ging nicht gegen die Braut, sondern gegen den 
Gontrahenten des Vertrages, den Verlober des Mädchens, resp. 
gegen den, welcher das aus diesem Vertrag hervorgegangene 
Rechtsverhältniss verletzte, und dieses Recht war nicht ding- 
licher, sondern obligatorischer Natur. Gerade der entgegen- 
gesetzten Ansicht huldigt das deutsche Recht in Beziehung 
auf das Recht des Ehemannes gegenüber seiner Frau. Alle 
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Quellen, welche über diesen Punct sich aussprechen, geben 
dem Ehemann das Recht, seine Frau vom Entführer zurück- 
zufordern (L. AI. Hloth. 51, 1; L. Rip. 35, 1 cf. 58, 1; L. Fris. 
Add. Cap. 3, 76; Ags. Ges. Aethelb. 31). Es besteht also 
hier ein tief greifender Unterschied zwischen Ehe und Ver- 
löbniss, erstere gibt ein dingliches Recht, letzteres nicht. 
Der Grund besteht darin, dass in der eheherrlichen Gewalt 
das Mundium liegt, welches während des Verlöbnisses noch 
der frühere Muntwalt behält. 



§ 6. 

Treubruch während des Verlöbnisses und der Ehe ')• 

Unstreitig besteht während des Verlöbnisses eine Treu- 
verpflichtung der Braut gegenüber dem Bräutigam, und in 
diesem Punct nähern sich die Wirkungen der Verlobung am 
meisten denen der wirklich vollzogenen Ehe. Jede Ver- 
letzung dieses Treuverhältnisses bewirkt Strafbarkeit der 
Schuldigen *) ; die Höhe des Strafmaasses aber ist in den 
einzelnen Volksrechten höchst verschieden, doch ist ein ge- 
wisser Zusammenhang mit den Strafen für Ehebruch und 
ähnliche gegen die Ehe gerichtete Verbrechen nicht zu ver- 
kennen*). Nach westgothischem Recht (L. Wis. III, 4, 2 
und 3. in, 1, 2. 2, 6) wurden die Braut und ihr Entführer 
den des Ehebruchs Schuldigen gleich bestraft: sie sollen 
dem verletzten Bräutigam resp. Ehemann überantwortet wer- 
den, in dessen Belieben ihr ferneres Schicksal steht. Noch 
härter ist das burgundische Recht, welches (L. Burg. 52) 



1) Sohm, Eheschi. 76, Tr. 2—5. ' 

2) Friedberg, Verl. 12 behauptet, dass ein Bruch des Treuverhältnis- 
ses durch die Braut nur den Verlob er, nicht die Braut strafbar gemacht 
habe. Dieses ist indess nicht richtig. Nach Ed. Roth. 179 war für die 
Braut, die das Verlöbniss verletzte, die poena adulterii bestimmt, siehe 
darüber unten. 

3) So vor AUem Sohm. Auch nach Schröder, £. G. I, Einl. § 1; 

E. Löning, K. R. II, S. 599 wird Treubruch der Braut gleich Ehebruch 

bestraft. 

4* 
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bei Gelegenheit eines besondern Falles die Todesstrafe für 
die treulose Braut und deren Entführer festsetzt, dieselbe 
Strafe also, die nach L. Burg. 34, 1 für die Frau, die ihren 
Ehemann verlässt, bestimmt ist. Zweifelhaft dagegen ist 
der Zusammenhang der für beide Verbrechen festgesetzten 
Strafen im langobardischen Becht'). In Ed. Both. 179 
wird für die Braut, falls derselben adulterium mit einem 
Dritten vom Bräutigam nachgewiesen wird, die poena adul- 
terii bestimmt, sicut in hoc edictum constitutum est. Es ist 
nun fraglich, auf welchen Satz des Edicts diese Bemerkung 
hinweist. Das Wort adulterium streng genommen würde für 
Ed. Both. c. 211 — 213^) sprechen, wo der Ehebruch mit 
Todesstrafe belegt wird. Die Worte adulterium, adulterare 
kommen indessen in den langobardischen Gesetzen öfters in 
der einfachen Bedeutung von fornicatio fornicari vor (Liutpr. 
110, 120), so dass wir auf dieselben nicht so hohen Wert 
legen dürfen. Aus inneren Gründen kann ich die poena adul- 
terii des c. 179 nicht in der c. 211—213 erwähnten Todes- 
strafe finden. Dem Muntwalt der Braut stand nach c. 190 
u. 192 das Becht zu, sein Mündel weiter zu verloben. Wenn 
der Entführer das Mundium von ihm erwarb, blieb die 
Braut straflos. Warum sollte nun die Braut, während sie in 
diesem Fall straflos ausging, wenigstens nur vermögensrecht- 
liche Nachteile erlitt (Verlust ihres Erbrechts), im Falle bio- 
ser Unzucht die Strafe des Ehebruchs, d. h. den Tod, erlei- 
den? Der Unterschied beider Strafen scheint mir im Ver- 
hältniss zu dem Unterschied der beiden Straftaten doch ein 
sehr grosser, und ich glaube daher, dass man bei der poena 
adulterii eher an c. 189 zu denken hat, wo von der Bestra- 
fung eines unkeuschen Mädchens die Bede ist. Dieselbe soll 
den parentes desselben überlassen sein; erst wenn diese 
keine vindicta gegen das Mädchen eintreten lassen, fallt die 
Festsetzung der Strafe der öffentlichen Gewalt zu (tunc liceat 



1) E. Löning (E. R. II, S. 579) nimmt auch hier gleiche Behandlung 
an. 

2) Darauf bezieht die Stelle Sohm (E. S. 76 Anm. 1). 
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gastaldium regis aut sculdahis ipsam ad manus regis tollere 
et judicare de ipsa quod regi placuerit). Dass hier Todesstrafe 
das äusserste Maass war und nur selten zur Anwendung ge- 
langte, ist nicht zu bezweifeln '). Wie im langobardischen, 
liegt auch im angelsächsischen Recht ein Zusammenhang zwi- 
schen den Strafen für Treubruch der Braut und Ehebruch 
seitens der Frau nicht vor. Nach Cnut. 11, 53 verlor eine 
Ehefrau, die sich einem Mann preisgegeben hatte, ihr ganzes 
Vermögen an ihren Mann, während die Braut ihre Unkeusch- 
heit je nach ihrem Stande nur mit 60, 100 oder 120 Schil- 
linge zu btissen hat (Aelfr. C. 18 § 1 — 3), und zwar zahlt sie 
diese Strafe nicht an ihren Bräutigam, sondern an den Bür- 
gen (J)am byrgean)'). 

Soweit gehen die Strafbestimmungen der Volksrechte für 
den Treubruch der Braut, es bleibt nun noch übrig, einige 
Verletzungen des Verlöbnisses seitens Dritter in ihren Folgen 
mit Verletzungen der Ehe zu vergleichen. 

Nach der L. Sal. 15 wird Entführung einer Ehefrau mit 
dem Wergeid (200 Sol.) bestraft, nach Tit. 13, 10 Entführung 
der Braut mit 63 Sol., d. h. dem alten Muntschatz, und zwar 
an deren Muntwalt, nicht den Bräutigam, wie Zus. 3 ergibt. 
Im Zus. 4 wird allerdings die Strafe des Verbrechens auf 
200 Sol. erhöht, aber nur für den Fall, wenn der Führer die 
puella sponsata dructe ducente in via adsallierit et cum 
ipsa Violen ter moecatus fuerit. Hier liegt also nicht mehr 
einfache Entführung (entsprechend dem uxorem tulerit des 
Tit. 15), sondern Ueberfall auf dem Wege und Raub (Notzucht) 
vor, was nach Zus. 5 auch an der unverlobten ingenua puella 
mit 200 Solidi bestraft wird, und die Vergleichung beider 
Stellen lehrt gerade, dass Entführung einer Braut weit milder 
gestraft wurde als Entführung einer Ehefrau. Allerdings 
wird in der Lex. Franc. Cham. c. 47 derjenige, welcher puellam 
sponsatam alius priserit, mit einer Strafe von 200 Sol. be- 



1) Auf die Beziehung der poena adulteriij auf c. 189 macht bereits 
Knitschky a. a. 0. S. 410 aufmerksam. 

2) Nach Schmid (Ges. der Angelsachsen S. 81 Anm.) an den Bürgen 
des Bräutigams. 
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droht, doch fehlt einmal aller Anhalt zur Vergleichung mit 
einer analogen Bestimmung derselben Rechtsquelle, und dann 
scheint mir der Ausdruck „priserit" mehr für Gewaltanwen- 
dung, 9>lso Raub resp. Notzucht, als für einfache Unzucht mit 
Einwilligung der Braut zu sprechen. 

Das alemannische Recht') unterscheidet bei Entführung 
von Braut und Ehefrau, ob die Entführte zurückgegeben wird 
oder nicht. In ersterem Falle wird die Braut mit 200, die 
Frau mit 80 Sol. gebüsst, in letzterem beide mit 400 Sol. 
Die ersteren Ansätze sind in ihrem Verhältniss zu einander 
dunkel ^) ; es fragt sich , ob die Gleichheit der letzteren be- 
weisend ist für die Stellung von Verlöbniss und Ehe. L. 
Alam. Hloth. 54, 2 und 47, 1 spricht dagegen: durch die 
erstere Stelle wird auch für die entführte filia non sponsata, 
falls dieselbe nicht restituirt wird, durch letztere für den Ver- 
kauf einer Frau ausser Landes „si revocari non potest'^ eine 
Busse von 400 Sol. festgesetzt Daraus geht hervor, dass diese 
Busse stets dann zu zahlen war, wenn eine Frau der Munt- 
gewalt ihres rechtmässigen Vormunds entzogen wurde und in 
diese nicht wieder zurückkehrte, das Mundium also in Folge 
einer widerrechtlichen Handlung zu Grunde ging'). 

Im bairischen Recht*) hat der Ehebrecher das Wergeid 
der Frau (nach Text III. E u. F sein eigenes Wergeid, 160 



1) L. AI. Hloth. 52, 1. 

2) Ansichten darüber s. bei Sohm, Tr. S. 24 Anm. 38 zusammen- 
gestellt. Böhm bemerkt dabei, dass ihm das Verhältniss beider Straf- 
ansätze nicht, wie Wilda (Strafr. d. Germ. 851), kaum erklärlich sei. 
Es ist nur zu bedauern, dass Sohm seine Erklärung nicht beigefügt hat. 
Vielleicht sieht er den Grund darin, dass die entführte Braut als Jung- 
frau nicht mehr restituirt werden kann. Da aber nach ihm (Tr. 30) 
auch die entführte Frau nicht mehr intact zurückgestattet werden kann, 
80 sollte man doch meinen, da in beiden Fällen der Erfolg der Ent- 
führung derselbe ist, dass die Tat beide Male auch mindestens gleich 
bestraft würde. E. Löuing (E. R. II, 590 ff.) sieht den Grund des höhern 
Strafansatzes bei der Braut in der Notwendigkeit der Teilung zwischen 
Muntwalt und Bräutigam. Darüber siehe oben § 5. S. 42. 

3) Enitschky a. a. 0. S. 412. 

4) L. Baj. VIII, I. 
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Sol.) zu zahlen, der Räuber oder Verführer einer Braut 80 
Sol. (Text. III, E u. F. 160 SoL). Selbst zugegeben, dass 
die letzte Stelle ') auch die blose Unzucht mit einer Braut in 
sich begriffe (was eigentlich die Ausdrücke „rapuerit^^ und 
„per suasionem sibi eam duxerit uxorem^' ausschliessen) , so 
bleiben die Ansätze für die beiden genannten Verbrechen 
doch noch verschieden, denn es ist kein Grund vorhanden 
als höchstens der der Gleichmachung, den zwei Handschriften 
des Textes III zu Liebe, die 160 Sol. als Strafe bestimmen 
von der Autorität der älteren Textesrecensionen I u. II und 
der übrigen Handschriften von TextlH in diesem Puncte ab- 
zuweichen *). 

Auch das langöbardische Recht weiss von der Gleichheit 
in der Bestrafung des Verlöbniss- und Ehebruches Nichts. 
Ehebruch hat Todesstrafe zur Folge (Ed. Roth. 211), Entfüh- 
i-ung einer Braut wird gebüsst mit der doppelten meta an den 
Bräutigam und einer Geldstrafe an den Muntwalt der Braut 
(Ed. Roth. 190). Erst seit einer Bestimmung Lothar's (Lib. 
Pap. Loth. c. 84) wird der raptor der Braut des adulterium 
schuldig erachtet, eine Aenderung, die jedenfalls kirchlichen 
Einflüssen zuzuschieben ist'). 

Die Angelsachsen legten dem Ehebrecher (Aethelb. 1, 31) 
die Zahlung des Wergeides der Frau auf^), sodann musste 
er die Kosten der Wiederverheiratung für den verletzten 
Mann tragen. Der Entführer einer verlobten Jungfrau da- 
gegen brauchte nur 20 Schill, an den Bräutigam (und wahr- 
scheinlich 50 Schill, an den Muntwalt derselben) zu zahlen 
(Aethelb. I, 83). 

Die einzigen Rechte, welche Verletzungen des Verlöbnis- 
ses und der Ehe gleich behandeln, sind das westgothische und 
burgundische (s. oben die Belegstellen), die in beiden Fällen 



1) L. Baj. VIII, 16. 

2) Ebenso Enitschky a. a. 0. S. 412. 

8) Cf. über Lib. Pap. Loth. 84 oben § 5. S. 41. 

4) Die Stelle ist nicht ganz bestimmt, doch weist das Wort „&bycgan** 
(erkaufen) darauf hin , dass das Wergeid der Frau gemeint sei (Schmid 
a. a. 0. ad h. 1.). 
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für den Verbrecher die gleiche Strafe, wie für das schuldige 
Weib, also im westgothischen Recht Knechtschaft, im burgun- 
dischen Todesstrafe, festsetzen. Alle übrigen Volksrechte, die 
wir besitzen, machen, soweit sie sich überhaupt mit unserer 
Frage befassen, mehr oder weniger zahlreiche Unterschiede, 
und es fragt sich nun, welchen der beiden Gesichtspuncte 
wir als den echtem, dem deutschen entsprechendem erklären, 
welchen wir für die Entscheidung unserer Frage als über- 
haupt bedeutend erachten wollen. Die Bestimmung des bur- 
gundischen Rechts über die Bestrafung des Verlöbnissbmches 
ist nicht ursprünglich, sie ist bei Gelegenheit eines speciellen 
Falles erlassen und ändert das bestehende Recht ab. Früher 
muss für den Bruch des Verlöbnisses eine mildere Strafe be- 
standen haben, also eine von der des Ehebruchs principiell 
verschiedene *). 

Das westgothische Recht allein aber vermag den Zeugnissen 
der übrigen Quellen gegenüber uns von 4er Ursprünglichkeit 
und Allgemeinheit seiner Bestimmung nicht zu überzeugen^). 
Als Ergebniss unserer Untersuchung können wir ansehen, 
dass eine gleiche Behandlung von Verlöbniss und Ehe auch 
auf diesem Gebiet im Grossen und Ganzen dem deutschen 
Recht fremd ist '), und wenn das Moment der besondern Treu- 



1) Auch beweisen die Eingangsworte des tit. 52: Quotiens ejus modi 
causae consurgunt, de quibus nihil praecedentium leg um sta- 
tuta jusserunt,.ita ambiguitatem rei oportet absolvi etc. ziemlich 
deutlich, dass die Rechtsanschauung des Verlöbnisses als Ehe bei den 
Burgunden nicht gerade verbreitet gewesen sein kann. Denn da L. 34 
§ 1 für die Ehefrau, die ihren Mann verlässt, bereits die Todesstrafe 
festsetzt, so hätte bei Gleichstellung von Verlöbniss und Ehe Gundebad 
den Bruch des Verlöbnisses doch nicht als einen von den Fällen be- 
zeichnen können, de quibus nihil praecedentium legum statuta jusserunt. 
Auch hätte sich der König sicher auf die Strafe för Ehebruch berufen, 
um dadurch seine neue Bestimmung, die er selbst als ungewöhnlich hart 
empfindet, zu motiviren, anstatt am Schluss nur eine ganz allgemeine 
Rechtfertigung vorzubringen. 

2) Mit Recht ist auch auf die Härte aufinerksam gemacht worden, 
welche das westgoth. Recht überhaupt in seinen Strafbestimmungen zeigt. 
(Löning, Vetragsbr. I, 150; Enitschky a. a. 0. 409.) 

8) Ein Tödtungsrecht, welches der Ehemann der ehebrecherischen 
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Verpflichtung der Braut auch nicht ohne Wirkung geblieben 
ist, wenn geschlechtliche Vergehen mit ihr anders angesehen, 
härter bestraft werden (cf. L. Baj. VIII, 8) als die mit Jung- 
frauen, so sind von den Bestimmungen über Ehebruch die, 
welche für Verletzungen des Verlöbnisses gelten, doch noch 
durch eine ebenso grosse, ja noch grössere Kluft getrennt, 
als von den Strafen, die bei Unkeuschheit Unverlobter in 
Anwendung kommen. 

§ 7. 

Verlöbnissscheidnng und Ehescheidung 0- 

Eine Auflösung des Verlöbnisses wie der Ehe kann nach 
älterem deutschem Recht unbedingt mit beiderseitiger Ueber- 
einstimmung erfolgen. Einseitig dagegen können beide Ver- 
hältnisse nur aus bestimmten Gründen aufgehoben werden. 
Liegen solche Gründe nicht vor, so hat einseitige Lösung 
zwar nicht die Folge, dass Ehe und Verlöbniss trotzdem be- 
stehen bleiben, d. h. es findet kein Zwang zur Wiederher- 
stellung des gestörten Verhältnisses statt ^), aber den schul- 
digen Teil trifft für seine Handlungsweise Strafe, wie sie 
jeden trifft, der einen Vertrag ohne gerechten Grund bricht. 
Wir müssen deianach, wenn wir unserer heutigen Ausdrucks- 
weise folgen, Verlöbniss und Ehe im altem deutschen Recht 



Frau gegenüber in den meisten Yolksrechten hat (Ed. Roth. 213 ; L. Baj. 
VII, 1 § 2 ; Fris. V ; Burg. 68, 1 ; Wis. III, 4, 4. s. W^ilda a. a. 0. 823 
f.). besitzt der Bräutigam der treulosen Braut gegenüber nur im west- 
gothischen Recht (L. Wisig. III, 4, 4). 

1) Sohm, Eheschl. 77. Tr. b-^il. Die Gleichheit ihrer Behandlung 
gibt Knitschky S. 409 zu. 

2) Für das Verlöbniss s. R. Löning, Vertragsbr. I, S. 142. Nach 
£d. Grim 8: „Si mulier aut puella uotum habuerit, quemcunque habere 
uxorem et super ipsam introierit et tulerit ei maritum non suam — illam 
priorem mulierem recipiat maritus suus et colat eam;, ut dicet, nxorem 
legitimam** könnte man Wiederherstellung der gebrochenen Ehe ver- 
muthen. Doch drückt sich diese Stelle nicht bestimmt genug aus, um 
erkennen zu können, ob wirklich ein Zwang zur Wiederherstellung 
stattfand. 
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als löslich bezeichnen, weil wir jetzt unter Unlösbarkeit der 
Ehe die völlige Unmöglichkeit der grundlosen Aufhebung der- 
selben verstehen; das ältere Recht sah dagegen die Ehe etc. 
ebenso wenig als frei löslich an, wie wir z. B. von einer 
freien Lösbarkeit des Dienstmietverhältnisses reden, obwol 
die Erfüllung der aus ihm entspringenden Verbindlichkeiten 
— abgesehen von einzelnen speciellen Ausnahmeiällen — 
auch nicht erzwungen werden kann, eine Verletzung jener 
Verpflichtungen vielmehr Bestrafung für den Schuldigen zur 
Folge hat '). 

Gerade in diesem Punct zeigt sich der rein materielle 
Standpunct, den das älteste deutsche Recht in der Auffassung 
von Verlöbniss und Ehe einnimmt, recht deutlich*). Wie 
Verlöbniss und Ehe auf Vertrag beruhen, so können sie durch 
Vertrag wieder beendigt werden. Wie es für die Obligationen 
Gründe gibt, die zu einseitiger Auflösung berechtigen, so auch 
für diese familienrechtlichen Verhältnisse. Aber freilich wie 
ein grundloser Rücktritt von einem Vertrag gesetzlich uner- 
laubt und strafbar ist, so ist auch unmotivirte Auflösung von 
Ehe und Verlöbniss vom Recht nicht gestattet, und der Zu- 
widerhandelnde verwirkt Strafe. 

Auf diesem Gebiet ist von den sachenrechtlichen Grund- 
sätzen, deren Analoga in diesen familienrechtlichen Verhält- 
nissen zur Anwendung kommen, schon im älteren deutschen 
Recht am weitesten abgewichen. Nicht in Bezug auf das 
Verlöbniss : dieses war ja auch in ältester Zeit, wo die Ver- 
lobung noch rein sachenrechtlicher Vertrag war, eine Obliga- 



1) Sohm, Tr. 8 bestreitet die freie Lösbarkeit der £be im älteren 
Recht mit dem Bemerken, man könne ebenso gut von dem Diebstahl 
sagen, er stehe Jedem frei, wenn derselbe sich nur die Strafe des Dieb- 
stahls gefaUen lasse. Die Ehescheidung mit dem Diebstahl zu verglei- 
chen, ist jedenfalls ein ziemliches Wagniss , denn es handelt sich hier 
nicht um die Strafbarkeit des Einen und Andern, sondern einer freien 
Lösbarkeit der Ehe, für die der Diebstahl kein Analogen bietet. 

2) Im Leben mag immerhin auch der ethische Gehalt dieser Ver- 
häitnisse mehr hervorgetreten sein, das Recht sieht in ihnen nur Zustände, 
die durch Vertrag begrtlndet sind, und regelt ihre Aufhebung wie für 
andere vertragsmässige Verhältnisse auch. 
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tion zwischen Bräutigam und Verlober, und dieses ist sie im 
Ganzen auch während unserer Periode geblieben. Anders 
ist es mit der Ehe. So lange das Mundium resp. die ehe- 
herrliche Gewalt hauptsächlich Vermögensrecht, die Frau 
bloses Rechtsobject war, wurde dem Verlober derselben gegen- 
über der vertragsmässige Zustand durch Leistung der Frau 
und Gegenleistung des pretium derselben beendigt. Die Frau 
stand nun im Eigentum ihres Gatten. Rechtlich konnte also 
einer einseitigen Auflösung der Ehe durch den Mann, aber 
auch nur durch diesen, nicht das geringste Hinderniss ent- 
gegenstehen. 

Als aber jene Aenderung in den der Ehe zu Grunde 
liegenden Begriffen eintrat, in dem Mundium das familien- 
rechtliche Moment zur Herrschaft kam, die Frau selbst Rechts- 
subject wurde, da konnte jener Rechtszustand nicht fortdauern. 
Die freie, d. h. für den Mann unbeschränkte Lösbarkeit 
der Ehe wurde beschränkt und andererseits auch der Frau 
in gewissen Fällen ein Recht zur Aufhebung der Ehe gegeben. 

Dass die Scheidung von Verlöbniss und Ehe denselben 
Grundsätzen unterworfen ist, kann Niemandem auffallen. - 
Beide umfassen Rechte und Verbindlichkeiten, die in einem 
familienrechtlichen Vertrag ihre juristische Begründung finden, 
und beide stehen demnach auch unter den Grundsätzen, 
welche für die Aufhebung obligatorischer Verbindlichkeiten 
gelten. Selbst dass die Strafen der unbegründeten Auflösung 
für Verlöbniss und Ehe sich häufig berühren, ist einfach da- 
raus zu erklären, dass diese Strafen für den Bruch des Ver- ' 
trags mit der beim Abschluss dieses Vertrags, der Verlobung, 
verabredeten Kaufsumme in Zusammenhang stehen'). 

Daraus folgt indess noch bei weitem nicht, dass die Ver- 
hältnisse selbst, deren Aufhebung unter gleichen Strafen steht, 
vom Rechte als gleich betrachtet worden wären. 

Eine principielle Gleichstellung der Gründe für Auf- 
hebung von Ehe und Verlöbniss findet sich nur im westgothi- 
'Schen Recht (L. Wisig. III, 6, 3), die übrigen Volksrechte 



1) Derselben Ansicht ißt Schröder^ Ehel. Güterr. I, Einl. § 2. 
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lassen nur aus einzelnen Anwendungsfallen ersehen, ob bei 
ihnen in diesem Pancte sich Ehe und Verlöbniss gleich standen. 

Ein Rest der alten Rechtsanschauung in Bezug auf die 
Frau zeigt sich noch darin, dass sie in den Ehescheidungs- 
gründen auf ein weit engeres Gebiet beschränkt ist, als der 
Mann (Sohm, Tr. 6 Anm. 11), wenn auch andererseits diese Be- 
schränkung ihre natürliche Begründung darin findet, dass für 
die Würdigung der Frau im Rechte einige Momente in Betracht 
kommen, die beim Manne hinwegfallen (unverletzte Geschlechts- 
ehre), so dass beim Fehlen derselben der Mann ein Recht 
auf Kündigung des Verhältnisses hat, dem das Weib kein 
entsprechendes gegenüber zu stellen hat. 

Einen gerechten Grund zur Auflösung der Ehe seitens 
des Mannes sieht das langobardische Recht in Ehebruch der 
Frau, Nachstellung (Grim. 7) und turpis conversatio id est 
si (quis) manum in sinum aut ad pectus ejus miserit vel ad 
alium locum unde turpe esse potest, tum consensu ipsius 
muUeris (Liutpr. 121), das bairische in einem Vitium der Frau 
(derselbe Grund bestand wol auch für das alemannische Ge- 
setz — Pact.ni, 3 — \ das .angelsächsische in dem Umstände, 
dass ein Trüg dabei (d. h. bei dem Fraukauf) ist ') (Aethelb. 
Ges. 77), im Ehebruch (Aethelb. Ges. 31), das westgothische 
Recht im Ehebruch (Wisig. III, 6, 2), endlich das burgun- 
dische Recht im adulterium, maleficium vel sepulchrorum 
violatriam (L. Burg. Gund. 34, 3). 

Der Frau geben ein Recht zur Auflösung der Ehe nur 
das westgothische und langobardische Recht, beide wegen 
Preisgebung zum Ehebruch (L. Wisigoth. III, 6, 2, Roth. 195), 
ersteres ausserdem wegen widernatürlicher Unzucht des Man- 
nes (L. Wisig. III, 6, 2) und letzteres wegen Nachstellungen 
gegen das Leben (Roth. 195) und der falschen Beschuldigung 
des Ehebruchs (Roth. 196). 

Die Gründe zu strafloser Aufhebung des Verlöbnisses 
sind bei den Westgothen dieselben, wie für die Ehescheidung 



1} Nach Schmid ad. h. 1. auf die Tirginitas, vieUeicbt auch auf son- 
stige schwere Fehler an Körper oder Geist zu beziehen. 
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(Wisig. III, 6, 3). Im alemannischen und bairischen Recht 
findet sich als Scheidungsgrund für das Veriöbniss das Vitium 
der Frau (L. AI. Hloth. 53; L. Baj. VIII, 16), d. i. wahr- 
scheinlich ein Makel an der weiblichen Ehre^). Aehnlich 
lässt das langobardische Recht die Trennung des Verlöbnisses 
durch den Bräutigam dann zu, wenn derselbe seiner Braut 
adulterium vorgeworfen hat und diese Beschuldigung von 
deren Verwandten nicht widerlegt ist (Ed. Roth. 179). Aus- 
serdem gestattet es aber dem Bräutigam den Rücktritt vom 
Vertrag im Falle schwerer körperlicher und geistiger Gebre- 
chen der Braut (völlige Blindheit oder Aussatz; Wahnsinn) 
(Ed. Roth. 180). 

Erlaubt ist, wie wir sehen, die Scheidung von Ehe und 
Veriöbniss dem Mann in der Rege] nur in Fällen, in denen 
die Geschlechtsehre der Frau verletzt ist, ausserdem bei 
schweren Verbrechen (burgundisches Recht) oder besonderen 
Fehlern derselben (langobardisches , vielleicht alemannisches, 
bairisches und angelsächsisches Recht). Noch beschränkter 
scheint das Recht der Frau auf Kündigung der Ehe gewesen 
zu sein (westgothisches und langobardisches Recht), doch ist 
das Schweigen der übrigen Quellen nicht geradezu auf das 
Fehlen einer solchen Befugniss zu deuten , und während des 
Verlöbnisses wird dem Muntwalt der Braut aus gewissen 
Gründen auch ein Recht der einseitigen Aufhebung zuge- 
standen haben. 

Öo wie die Verhältnisse uns jetzt vor Augen liegen, ver- 
mögen wir einen principiellen Unterschied zwischen den 
Gründen der Ehe- und Verlöbnissscheidung nicht zu ent- 
decken. Dass daraus aber nicht zu voreilig ein Schluss auf 
die gleichartige Behandlung von Veriöbniss und Ehe gezogen 
werden dürfe, haben wir bereits oben betont. 

Wie liegt es nun bei unerlaubter Trennung des Verhält- 
nisses? Sind in diesem Fall die Strafen für Aufhebung der 
Ehe denen für Rücktritt vom Veriöbniss gleich? 



1) Vielleicht aber auch solche vitia, wie die in Ed. Roth. 180 auf- 
gezählten. S. u. 
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Bei Beantwortung dieser Frage müssen wir wieder an eine 
bereits früher erörterte Controverse erinnern über die ding- 
liche Berechtigung des Bräutigams an seiner Verlobten. Wir 
können auf das daselbst Gesagte verweisen und wollen nur 
das Ergebniss, zu dem wir auf Grund der Quellen kamen, 
wiederholen: Nach allen Rechten hat der Muntwalt die Be- 
fugniss, während bestehenden Verlöbnisses eine neue Ver- 
lobung abzuschliessen , deren tatsächliche Vollziehung das 
frühere Band zerreisst. Wie steht es dem gegenüber mit der 
Ehe? Hier hat weder die Frau, noch deren Verwandte das 
Recht, durch eine zweite Eheschliessung die bestehende Ehe 
zu trennen. Entführung mit Zustimmung des Muntwalts 
bricht Verlöbnis«, nie Ehe *), wenn auch alle Verwandten ein- 
stimmten (abgesehen natürlich vom Ehemann, dessen Zu- 
stimmung die alte Ehe auflösen und somit die neue rechts- 
kräftig machen würde (L. Wisig. III, 6, 5)*). 

In diesem wichtigen Puncto weichen also Verlöbniss und 
Ehe stark von einander ab. 

In Bezug auf die Strafen für unrechtsmässige Aufhebung 
der Ehe und des Verlöbnisses seitens des Mannes, also für 
Verstossung der Ehefrau resp. Braut, steht es in den einzel- 
nen Rechten verschieden. Die Lex Alam. Pact. III, 3. Hloth. 
53 setzt für beides dieselbe Strafe fest, nämlich 40 SoL; bei 
der Verstossung der Braut wird ausser dieser Zahlung noch 
ein Eid mit 12 Eideshelfern gefordert, der dahin geht, ut pro 
nuUo vicio nee temptatam eam habuisset nee vicium in illa 
invenisset, sed amor de alia eum adduxit, ut illam dimisisset 
et aliam habuisset uxorem. Dieser Eid dient dazu, die Ehre 
der verschmähten Braut zu wahren; wird ^r nicht geleistet, 
so wird die Ehre der Braut gekränkt; dieser Vorwurf muss 
zurückgewiesen werden durch die Verwandten jener ; gelingt 
der Beweis der Unschuld nicht, so bleibt der Bräutigam 
straffrei, und die Verlobung geht zurück; gelingt er aber, so 

1) Löning, K. R. II, S. 697. 

2) Auf die Vermögensstrafe in den beiden Fällen kommt es bei die- 
ser principiellen Yerschiedenheit in der Behandlang von Ehe und Ver- 
löbniss gar nicht an. 
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muss er die Braut entweder heimführen oder härtere Strafe 
zahlen. 

Dem alemannischen Recht ganz analoge Bestimmungen 
gibt das bairische Recht, nur dass es die Verstossung der 
Ehefrau mit 48, die der Braut mit 24 Sol. bestraft, im 
letztern Falle aber erfordert es einen Zwölfereid *). Zur Er- 
klärung glaube ich, noch die Bestimmungen des langobardi- 
schen Rechts heranziehen zu müssen. Verstossung der Ehe- 
frau wird mit 500 Sol. zur Hälfte an den König, zur Hälfte 
an die Familie des Weibes bestraft (Grim 6). Rücktritt vom 
Verlöbniss hat Verfall der^ einfachen Meta zur Folge (Roth. 
178: im Falle des Ablaufs von zwei Jahren nach der Ver- 
lobung ohne Vollziehung der Ehe; Liutpr. 119: im Fall ent- 
standener Todfeindschaft zwischen den beteiligten Familien). 
Hat der Bräutigam aber als Grund des Rücktritts ein Ver- 
gehen der Braut (adulterium) vorgeschützt, und weigert er 
sich trotz erwiesener Unschuld, sie heimzuführen, so ist er 
die doppelte Meta zu zahlen pflichtig.' 

Bei einer Vergleichung dieses Verfahrens mit dem nach 
alemannischem und bairischem Recht stattfindenden ergibt sich 
folgendes Resultat: Bei den Alemannen und Baiern gilt ein- 
fache Aufhebung des Verlöbnisses zugleich als Beschuldigung 
und demzufolge Ehrenkränkung der Braut. Im Falle eine 
solche nicht vom Bräutigam beabsichtigt ist, muss er selbzwölft 



1) Sowol für das aleinanuische, als das bairische Eecht muss jedoch 
noch ein Umstand erwähnt werden, der für die Würdigung des Verhält- 
nisses der Strafsätze von Bedeutung ist. Bei einseitiger Aufhebung des 
Verlöbnisses durch den Bräutigam ist der in der Verlobung bedungene 
Muntschatz von letzterem noch nicht gezahlt : hebt er nun den Vertrag auf 
ohne rechtlichen Grund, so muss er den andern Contrahenten wenigstens 
für die aus diesem Vortragsbruch erwachsenden pecuniären Nachteile 
entschädigen, d. h. er muss den bedungenen Muntschatz oder einen Teil 
desselben zahlen; er erfüllt also in Wirklichkeit nur den Vertrag nach 
der materiellen Seite hin. Anders bei Auflösung der Ehe. Nach der Lei- 
stung des Muntschatzes existirt keine pecuniäre Forderung der Ehefrau 
oder des Muutwalts gegen ihn. Hier trägt also die Summe, die er bei 
unberechtigter Aufhebung der Ehe zu zahlen hat, in Wahrheit den Cha- 
rakter der Busse an sich. 
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schwören; wenn er dies getan und so seiner Handlungsweise 
das Ehrverletzende genommen hat, braucht er nur 40 resp. 
24 SoL zu zahlen. Schwört er nicht, so bleibt die Kränkung 
bestehen, und wenn deren Unwahrheit erwiesen, so muss er 
mehr zahlen, ebenso wie im langobardischen Recht beim Vor- 
wurf der ünkeuschheit, im Fall dieser als falsch durch Eid 
« zurückgewiesen wird, und dennoch keine Heimführung statt- 
findet, der Bräutigam das Doppelte dessen zu zahlen hat, 
was er sonst zahlt. '' 

Bei Alemannen und Langobarden ist das Strafmaass bei 
Aufhebung des Verlöbnisses dem Muntschatz bei der Ver- 
lobung gleich, ebenso bei den Salfranken, nach deren Recht 
(L. Sal. Extr. A. 1) für Verstossung der Braut die Strafe von 
63 SoL — also der alte Muntschatz — bestand. Das Gleiche 
ist der Fall bei den Alemannen hinsichtlich der unbegründe- 
ten Auflösung der Ehe. Zweifelhaft ist dagegen der Grund- 
gedanke, von welchem die langobardische Festsetzung der 
Ehescheidungsstrafe ausging, und ob bei den Baiern die Straf- 
ansätze mit dem Muntschatz zusammenhängen. 

Kann man aus der in manchen Rechten bestehenden 
Gleichheit der Strafen für die unbegründete Aufhebung der 
beiden fraglichen Verhältnisse einen Schluss ziehen auf ihre 
rechtliche Gleichstellung in diesem Puncte, d. h. mit andern 
Worten : Geht diese Gleichheit daraus hervor , dass die zu 
Grunde liegenden Verhältnisse dem Rechte identisch erschie- 
nen? Ich glaube nicht. Dass man für den Rücktritt vom 
Verlobungsvertrag als Strafe die Summe festsetzte, die in 
diesem Vertrag als Preis figurirt hatte, wird Jedem natürlich 
erscheinen, und für das Verlöbniss ist dies auch meist ge- 
schehen (langobardisches, alemannisches, fränkisches Recht). 
Durch die Trauung war ursprünglich die Obligation beendigt 
worden. Als später die Fortdauer familienrechtlicher Ver- 
bindlichkeiten auch nach diesem Zeitpuncte noch angenom- 
men wurde, da knüpfte man entweder die Strafansätze ihrer 
Verletzung an den Rechtsact, durch welchen jene Verbindlich- 
keiten zuerst begründet waren, an die Verlobung, und behielt 
so auch für die Ehe das aus dem Muntschatz hervorgegan- 
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geoe Strafmaass bei (Alemannen)*), oder man setzte ganz 
willkürlich eine neue Strafe fest (Langob.: 250 SoL). Letz- 
tere Bestimmung spricht entschieden gegen eine Gleichstel- 
lung von Verlöbniss und Ehe, denn sonst würde sich ein 
solch neues Strafmaass schwerlich gebildet haben, höchstens 
hätte man — mit Rücksicht auf die grössere Vollkommenheit 
der Ehe gegenüber dem Verlöbniss — die für das letztere 
bestehend Strafen vervielfältigt (wie vielleicht bei den Baiem 
24 und 48 Sol.). Aber auch die Beibehaltung des Munt- 
schatzes als Grundlage für das Strafmaass spricht noch nicht 
unbedingt für juristische Gleichsetzung von Ehe und Ver- 
löbniss, sondern beweist nur, dass das Recht für die Ver- 
letzungen zweier verschiedener Verhältnisse , die auf einen 
Rechtsakt zurückgehen, die Strafen nach der bei diesem 
Rechtsgeschäft bedungenen Summe bestimmt und auf diese 
Weise für beide Verhältnisse in einer Beziehung zu gleichen 
Resultaten kommt. 

Kurz : die Gleichheit der Strafen ist nicht die Folge der 
der rechtlichen Gleichartigkeit von Verlöbniss und Ehe, son- 
dern Ausfluss der gemeinsamen Grundlage beider, des rechts- 
begründenden Aktes, auf welchem beide Verhältnisse beruhen, 
nämlich der Verlobung. 

§8. 

Sprachgebrauch *). 

Einen Grund für die rechtliche Gleichstellung von Ver- 
löbniss und Ehe sieht Sohm endlich auch in dem Sprach- 
gebrauch: dass in dem ganzen Abendlande, soweit dasselbe 
dem germanisch -romanischen Rechtsgebiete angehört, die 
Ausdrücke „verloben" und „verheirathen" (vermählen, 6pou- 
ser, to wed) gleichbedeutend gebraucht und die Eheleute 



1) So auch im barg. Recht, wo, wie im langob. Recht bei der Yer- 
löbnissscheidung , die Fraa wegen widerrechtlicher Ehescheidung einen 
Ansprach auf den doppelten Mnntschatz hat. 

2) Sohm, E. 78, Tr. 82—83. 

5 
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technisch als Braatleate , Verlobte , 6poux esposo u. s. w., 
bezeichnet werden^). 

Dass dieses Argument nicht ohne Bedeutung ist, muss 
man zugeben. Es fragt sich nur, ob es wirklich ausschlag- 
gebend ist. 

Die angeführten Ausdrücke beziehen sich sämmtlich zu- 
nächst auf die Verlobung und sind von dieser auf die Ehe- 
schliessung übertragen worden. Man wird darin einen Be- 
weis dafür sehen müssen, dass das Volk, in welchem der 
Sprachgebrauch sich entwickelte, bei der Eheschliessung einen 
hohen Werth auf die Verlobung legte, dass es das unter- 
scheidende Merkmal der Eheleute darin sah, dass dieselben 
verlobt worden sind. Nur diejenige Geschlechtsverbindung 
von Mann und Weib ist Ehe, welcher Verlobung vorherge- 
gangen ist, nur die sind Eheleute, welche vermählt sind. 

Kurz: dieser Sprachgebrauch beweist nur das Eine, dass 
für die Rechtsanschauung des Volkes die Verlobung der für 
die Begründung der Ehe wichtigste Akt ist^); auch nicht 
den geringsten Anhaltspunkt gibt er für die Behauptung ab, 
Ehe und Verlöbniss seien rechtlich identisch gewesen. Denn 
diese Folgerung würde man pur ziehen können, wenn in un- 
seren Volksrechten oder in den späteren Quellen oder aut^h 
im Sprachgebrauch des Volkes eine Bezeichnung für Ver- 
lobung, Verlöbniss oder Brautleute sich fände, die aus dem 
Bereich der ursprünglich von der Ehe gebrauchten Ausdrücke 
genommen wäre. Nirgends wird Verlöbniss durch Ehe be- 
zeichnet, niemals werden die Brautleute Eheleute, Bräutigam 
und Braut maritus und uxor genannt. Und doch würde erst 
dieses beweisen, dass wirklich nach der Anschauung des 



1) V. Scheurl (Entw. d. kirchl. E. S. 38) verwirft diesen Grund ganz, 
weil die Bedeutung der Worte überhaupt geschwankt habe. 

2) Ebenso E. Löning, Gesch. des d. E. R. II, 599. Eine Analogie 
bietet sich uns im täglichen Sprachgebrauch noch heute ; wir sagen : „die 
Sache gehört mir, ich habe sie gekauft", nicht: „sie ist mir übergeben 
worden". Wir gehen a,uch hierbei auf das Rechtsgeschäft über den 
Eigenthumsübergang zurück, nicht auf den Akt, welcher diesen herbei- 
führte. 
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älteren deatschen Rechts Verlöbniss eine (wenn auch unvoll- 
kommene) Ehe gewesen wäre. Im Gegentheile, es existiren 
eine Reihe von Belegstellen, welche deutlich beweisen, dass 
erst durch die Trauung die Frau uxor, das Verhältniss ein 
conjugale foedus wurde ^). 

Ein anderer Punkt, der uns bei Erörterung des Sprach- 
gebrauchs hinsichtlich der für unsere Frage wichtigen Aus- 
drücke aufstösst, scheint allerdings mehr für Sohm's Ansicht 
zu sprechen. Es ist die wechselnde Bedeutung des Wortes 
„Braut'^^). Dasselbe bezeichnete wol ursprünglich dem ihm 
zu Grunde liegenden Verbalbegriff zufolge die junge Ehefrau 
nach der Vollziehung des Beilagers. Denn brüten, briuten 
hat während des ganzen Mittelalters die Bedeutung: das 
Beilager halten und brüt ist diejenige, mit welcher das Bei- 
lager gehalten worden ist Schon sehr früh aber nimmt das 
Wort auch den Sinn von „sponsa^' an, in dem es sich dann 
bis auf uns herab erhalten ha:t. 

Doch beweist diese Aenderung nichts für die Ansicht 
Sohms. Sie lässt sich nicht dadurch erklären, dass man 
Braut als die Frau nach der Eheschliessung und die Ver- 
lobung mit Sohm als eheschliessenden Akt auffasst, wonach 
dann später nur eine Beschränkung des Begriffs eingetreten 
wäre von der in die Ehe eingetretenen Frau überhaupt auf 
die Frau innerhalb der Zeit, während welcher die Ehe noch 
nicht tatsächlich vollzogen ist. Denn ursprünglich bezeichnet 
Braut nicht die Frau nach dem rechtUchen Beginn der Ehe, 
sondern nach dem tatsächlichen Vollzug derselben durch das 
Beilager. So kann auch aus diesem Wort heraus keine Ent- 
scheidung in unserer Frage hervorgehen; als Stütze der 
Sohm'schen Hypothese ist es jedenfalls nicht zu verwenden '). 



1) Sohm, E. S. 91. Anm. 42. 

2) Ans dem Gebrauch dieses Wortes geht die Ansicht Grapen's (cf. 
oben S. 31 Anm. 8) von der Identität von Verlöbniss und Ehe im älteren 
deutschen Recht hervor. 

3) Grupen (a. a. 0. S. 39) geht von dem heutigen Begriff „Braut" 
aus und sucht diesen mit dem äkern Sprachgebrauch in Einklang zu 
bringen, ohne aber auf die Ableitung des Wortes zurückzugehen. 
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Resultate. 

Das altdeutsche Eherecht wird beherrscht Yom Mundiam. 
Der Ehemann bat das Mundiam über seine Ehefrau, und 
nur diejenige ist seine Ehefrau, die in seiner Muntgewalt 
steht'). Eine jede sonstige Geschlechtsverbindung ist nicht 
legitime Ehe, sondern Goncubinat Das Mundium kann der 
Mann auf zweierlei Weise erwerben. Die gewöhnliche Art 
ist der Erwerb in Folge und auf Grund vorausgegangener 
Verlobung ; ausnahmsweise aber kann in manchen Volksrech- 
ten auch eine tatsächlich schon begonnene Geschlechtsver- 
bindung den Uebergang des Mundiums von dessen bisherigem 
Inhaber auf den zukünftigen Ehemann unter gewissen Voraus- 
setzungen zwangsweise herbeifuhren. Hier beginnt die Ehe 
mit dem Moment des Uebergangs der Muntgewalt auf den 
Mann, vorher geborene Kinder sind unehelich und fallen in's 
Mundium des bisherigen Muntwalts der Frau '). Ist dagegen 
eine Verlobung vorhergegangen, so kann als Zeitpunkt des 
Beginnes der Ehe entweder der Abschluss der Verlobung oder 
die Trauung d. h. die Ausführung des Verlobungsvertrags in 
Betracht kommen '). 

Die Verlobung ist ein Kauf der Frau oder, was dasselbe 
ist, des Mundiums über die Frau. Das Mundium geht über 
mit der Trauung, d. h. der faktischen Uebergabe der Frau 
(z.B. Both. 215); während des Verlöbnisses besitzt der Bräu- 
tigam das Mundium nicht, sondern der bisherige Gewalthaber. 



1) Die Bedeutong des Mandiams für die Ehe hebt Schröder (£. 6. 
I. Einl. § 1) hervor. Im § 8 sagt er: Die Ablösung der Vormundschaft 
war bei den Deutschen durchaus wesentlich (zur Eheschliessung); sonst 
war es eine uneheliche Geschlechtsverbindung. 

2) L. Alam. Hloth. 54, 2. LL. Langob. Liutpr. 120. Schröder, Ehel. 
Güterr. I. Einl. § 1 a. E. 

8) Eichhorn (D. Rsgesch. I. § 54) sieht neben der Trauung auch 
noch das Beilager als Beginn der Ehe an, weil damit die Standesgleich- 
heit der Ehegatten beginnt. (Andere Vertreter derselben Ansicht siehe 
bei Sohm, Eheschi. S. 88). 
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Die Verlobung bindet diesen, seine Gewalt, dem Bräutigam 
innerhalb der im Vertrag bestimmten Zeit, sonst wenn der 
Bräutigam es verlangt, zu übertragen, aufzulassen, das Weib 
ihm zu trauen. Verletzung dieser Verpflichtung führt Strafe 
herbei, deren Ansatz mit dem bei der Verlobung festgesetzten 
oder gesetzlich bestimmten Preis der Jungfrau innig zusam- 
menhängt. Nicht aber begründet der Verlobungsvertrag ein 
dingliches Recht des Bräutigams an der Person seiner Braut : 
ein solches würde nur eine Beeinträchtigung und Verminde* 
rung der Gewalt des Muntwalts enthalten, es müsste ein 
Stück des Mundiums sein, welches davon abgetrennt dem 
Bräutigam zukäme. Es existirt aber keine Belegstelle, welche 
für eine solche Zerstückelung des Mundiums den geringsten 
Anhalt gäbe, und die einzelnen Anwendungsfalle^ in welchen 
ein solches dingliches Recht des Bräutigams sich äussern 
würde, sind in unseren älteren Rechtsquellen , so lange sie 
reindeutsches Recht enthalten, nicht nachzuweisen. 

Die Strafen der Verlöbnissverletzung und des Ehebruchs, 
die Grundsätze über Scheidung der Ehe und des Verlöbnisses 
haben manches Gleichartige an sich, andrerseits sind sie aber 
auch wieder in vielen Punkten unterschieden, so dass man in 
ihnen wol Argumente für eine zum Teil gleichartige Behandlung 
von Ehe und Verlöbniss, aber nicht für eine begriffliche Iden- 
tificirung der beiden Rechtsverhältnisse sehen kann. Ebenso 
wenig vermag der Sprachgebrauch, .der die Eheleute als Ver- 
lobte u. s. w. bezeichnet , uns von der rechüichen Gleichheit 
von Ehe und Verlöbniss zu überzeugen. 

Zuzugeben ist, dass bereits während des Verlöbnisses eine 
Treuverpflichtung der Braut gegen den Bräutigam existirt. 
Es fragt sich nun : Ist diese Treuverpflichtung so wichtig und 
bedeutungsvoll, dass wir um ihretwillen das Verlöbniss schon 
als Ehe auffassen dürfen'). 



1) Sohm (Tr. S. 85) sieht den Grund, die Verlobung als fäeschlies- 
sung aufzufassen, in der dinglichen Gebundenheit der Braut. Darüber 
s. oben. Eheschi. S. 75 ff. sah er die Treuverpflichtuug der Braut als 
das Entscheidende an, diese, die negative V^irkung der Ehe trete mit 
der Verlobung ein, und deshalb sei schon das Verlöbniss Ehe. v. Scheurl 
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Ehe Badb unserer Aiiffiwiint nt cn ilc mü g » Yeiliill- 
m» gewiss ncbL Hat aber die ake deatsche Becktsan* 
nthurnng in Lesern je eine Elie gesehea? Wie aUgemein 
aneifcainit wird, legte das alte deutsche Recht bei der Ehe 
gerade ein Hauptgewicht auf das Maadini. Dieses war ihai 
das aotersciieideiide Merkmal you aUea übrigen Gesdüedits- 
▼erbhidangen '). Und nnn soll|e es das Verlöbniss, für wel- 
ches nnbestritten ist, dass während dessdben der BriLatigani 
kein Mnndinni über seme Braot besass, als khe bdiandelt 
haben ? Zwar soll ja, wie die Vertreter dieser Menmng zogeben, 
das Veiiöbniss nidit alle Wirkungen der Ehe gehabt haben, 
es nM nnr eine nnYollkommene Ehe gewesen sdn, aber doch 
immerhin eine Ehe. Nnn ist bereits ron anderer Seite ^, 
▼or diesCTi Begriff gewarnt worden : eine nnYollkommene Ehe 
ist ein Unding, entweder hat das Verhältniss alle die Merk- 
male an sich , die das Becht zum Begriff der Ehe erfordert, 
und dann ist es eine Ehe und zwar eine vollkommene Ehe, 
so gnt wie jede andere, oder es erfüllt diese Voraossetzung 
nicht, nnd dann ist es keine Ehe, keine YoUkommene und 
keine nnYollkommene. Da nun das altdeutsche Becht die 
Muntgewalt des Ehemannes fiber die Frau zu den Erforder* 
nissen der Ehe rechnet und bei deren Mangel eine Geschlechts- 
Yerbindung nicht zu einer unvollkommenen, sondern über- 
haupt zu gar keiner Ehe werden lässt, so kann es, wenn man 
ihm irgend welche Gonsequenz zutrauen soll, nicht das Ver- 
löbniss als Ehe angesehen haben, bei dem unbestritten jenes 
unentbehrliche Merkmal des Ehebegriffs fehlte. Das Ver- 
Idbniss ist somit noch keine Ehe : welche Bedeutung hat nun 



(a. a. 0. S. 87) bestreitet , dass ein Verhältniss blos mit den negativen 
Wirkungen der Ehe schon Ehe sei. „Ehe ohne positive Wirkungen ist 
nicht nur keine vollkommene, sondern überhaupt keine Ehe/* 

1) lieber den Mangel des Mnndiums beim ags. Ehemann s. Schmid 
a. a. 0. S. 562. Doch scheint mir der Umstand, dass die Bussen für die 
Frau an die resp. von den Verwandten gezahlt wurden, in pecuni&rer 
Hinsicht also die Frau unter der Aufsicht ihrer Verwandten blieb, ein 
Mundium des Mannes über sie nicht auszuschliessen. 

2) Brunner a. a. 0. 
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aber die Verlobung für die Begründung der Ehe? Sie ist 
ein Vertrag über Eheschlijßssung , Vertrag zwischen Bräuti«- 
gam und Muntwalt der Braut bezweckend den Uebergang des 
Mundiums an ersteren behufs Begründung der Ehe. 

Wir haben eben die Verlobung als Vertrag über Ehe- 
schliessung bezeichnet ; diese Erklärung bedarf jedoch einer 
i^lheren Ausführung, um nicht missverstanden zu werden. 
Die Verlobung ist Vertrag über Eheschliessung, wenn wir Ehe- 
schliessung als tatsächlichen Beginn der .Ehe fassen ; nicht wenn 
wir unter Eheschliessung einen Vertrag über Eingehung einer 
Ehe verstehen^). Verlobung ist nicht pactum de contrahendo ') 
und das einfach deswegen nicht, weil ausser der Verlobung 
im altdeutschen Recht kein Vertrag bei der Eheschliessung 
vorkommt, denn die Trauung ist kein Rechtsgeschäft, sondern 
nur factischer Vollzug eines solchen^). Und darum kann 
auch die Verlobung kein pactum de contrahendo sein. Darin 
liegt auch der Hauptunterschied der altdeutschen Verlobung 
von der modernen. Letztere ist pactum de contrahendo und 
für die Ehe unwesentlich, die Gültigkeit der vorhergehenden 
Verlobung entscheidet über die Legitimität der Ehe nicht 
im Geringsten. Anders im älteren deutschen Recht. Hier 
ist die Verlobung unbedingte Voraussetzung der Eheschlies- 
sung *). 



1) Versteht man unter Eheschliessung das Rechtsgeschäft, auf wel- 
chem die Ehe ruht (die rechtliche Grundlage der Ehe, Sohm Tr. 86), 
so wäre die Verlobung die Eheschliessung. Versteht man darunter die 
Tatsache, mit welcher die Ehe beginnt, so ist nicht die Verlobung Ehe- 
schliessung, sondern die Trauung. - Sohm versteht regelmässig Letzteres 
unter Eheschliessung (Sohm ebend.), da er beide Ausdrücke abwechselnd 
ohne sichtbaren Grund in Bezug auf die Verlobung anwendet und seine 
ganze Deduktion auf Beweis des Beginns der Ehe durch Verlobung 
hinausläuft. 

2) Wie Val de Lievre a. a. 0. S. 150. Anm. 3 meint vergl. ebend. 
S. 95 "Anm. 8. 

8) Sohm, E. S. 59 ff. 

4) Schröder (E. Güterr. Einl. I § 1). E. Löning (K. R. II, 579) bezeichnet 
die Verlobung passend als Vertrag der Eheschliessung, als den Vorgang, 
der über die Legitimität der Ehe entscheidet. 
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Auf Grund des Verlobungsvertrages erfolgt die Trauung. 
Dieselbe ist kein Bechtsgescbäft , sondern faktischer Voll- 
zug dessen, was im Verlobungsvertrag bestimmt worden 
ist '). 

In der Trauung gebt das Mundium über die Frau auf 
den Bräutigam über, und damit zugleich tritt eine Reihe von 
Wirkungen ein, welche eng mit dem Mundium zusammen- 
hängen. Die Frau wird Mitglied der Familie des Mannes, sie 
wird Genossin desselben, d. h. sie teilt von der Trauung an 
auch den Stand des Mannes, und endlich erwirbt der Mann 
mit der Trauung auch die vormundschaftliche Gewalt über 
ihr Vermögen. In der Zeit der Volksrechte waren alle diese 
Wirkungen mit der Trauung verbunden^);, sie waren eben 
Ausflüsse des Mundiums, und aus dessen Uebergang gingen 
sie von selbst hervor. Später änderte sich dies : jene Wir* 
kungen hörten auf als notwendige Gonsequenzen der Munt- 
gewalt des Ehemannes zu erscheinen; ihr Eintritt erfolgte 
nicht von selbst durch den Uebergang des Mundiums auf den 
Ehemann, sondern trennte sich von demselben und wurde 
von den verschiedenen Rechten bald an dieses bald an jenes 
andere Ereigniss geknüpft. Unter Berufung auf diese Tat^ 
Sache argumentirt nun Sohm (Tr. S. 36) so : „Die Wirkungen 
der Ehe treten nach einander ein mit der Verlobung, der 
Trauung, dem Beilager, der Geburt eines Kindes; weil mit 
der Verlobung die ersten Wirkungen der Ehe eintreten, näm-, 
lieh die Treuverpflichtung so beginnt mit dieser die Ehe''. 



1) Sohm (Eheschl. S. 91). v. Scheurl (a. a. 0. S. 40) bezeichnet die 
Traaang als keinen freien Akt, sondern rechtlich nothwendige Erfüllung 
des VerlobungSTersprechens. Die üebergabe der Frau ist Symbol des 
Uebergangs des Mundiums (Meyer, a. a. 0. Art. 18). 

2) Dass die Trauung die Frau zur Genossin des Mannes machte, 
beweist Liutpr. c. 127: Quia posteus Romanum maritum se copolavit et 
ipse ex ea mundio fecit, Romana effecta est. Durch die Trauung auf 
Grund der Verlobung wird die Langobardin zur Römerin, ohne dass es 
erst der Vollziehung des Beilagers bedürfte. Aus dem Schweigen der 
Volksrechte, selbst den sonst über unser Thema ausführlichen, über Bei- 
lager und Geburt eines Kindes lässt sich, glaube ich, der Schluss ziehen, 
dass diese Momente damals noch keine rechtlichen Folgen gehabt haben. 
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Es handelt sich indess bei unserer Frage nicht um den Ein- 
tritt bestimmter Wirkungen, sondern sondern um das Ver- 
standensein der begrifflichen Voraussetzungen. Von dem 
Moment an, wo diese und zwar sämnftlich gegeben sind, exi- 
stirt die Ehe, auch wenn die rechtlichen Wirkungen der- 
selben dann noch nicht vollständig ins Leben treten. 

Die Verlobung kann dieser Moment nicht sein, denn es 
fehlt auch nach derselben noch eine der wesentlichsten Vor- 
aussetzungen der altdeutschen Ehe: die Muntgewalt des Mannes 
über die Frau. Diesen Mangel beseitigt die Trauung , durch 
sie geht das Mundium auf den Ehemann über und damit 
treten im älteren Recht auch die Standesgleichheit der Ehe- 
gatten und das eheliche Güterrecht ein. Später wurden wie 
erwähnt diese beiden Nebenfolgen der Trauung von dieser 
losgelöst und ihr Eintritt an das Beilager resp. die Geburt 
eines Kindes angeknüpft *). Ist nun durch diese Absonderung 
auch das Anfangsmoment der Ehe verschoben worden ? für die 
Beantwortung dieser Frage kommt es darauf an, ob jene 
beiden Thatsachen zu dem Begriff der Ehe wesentliche Er- 
fordernisse sind. Wären sie dieses, so müssten wir den Be- 
ginn der Ehe an den Zeitpunkt der Geburt eines Kindes an- 
knüpfen, da erst mit diesem Moment die letzte Voraussetzung 
der Ehe erfüllt, dem Begriff derselben Genüge geschehen 
wäre. Mit andern Worten: bei dieser Annahme wäre die 
Ehe abhängig von dem Eintritt zweier Ereignisse, von denen 
das eine , zu letzt den Ausschlag gebende (die Geburt eines 
Kindes) dem Willen der Parteien und dem Einwirken des 
Rechts völlig entzogen ist und unter der Herrschaft von 
Naturgesetzen steht, welche das Recht als zufällig betrachten 
muss. Eine Ehe ohne Beilager — die im Mittelalter ja öfters 



1) Wo übrigens das eheliche Güterrecht vom Gedanken des Mun- 
diums beherrscht wird, wie nach dem Recht des Sachsenspiegels, tritt 
dasselbe auch , später noch mit der Trauang ein. Ssp. I, 31 § 2 : Svenne 
en man wif nimmt, so nimmt he in sine gewere a^ir gut to rechter 
vormunt scap. Nur bei der auf dem Genossenschaftsprincip beruhen- 
den Gütergemeinschaft ist die Geburt eines Kindes als Antangsmoment 
von Bedeutung. 



— 74 — 

vorkam, indem religiöse Gründe (wie Keiischheitsgelül;)de 
u. s. w.) die Eheleute vom Beilager abhielten — oder eine 
kinderlose Ehe hätte rechtlich nicht als Ehe gegolten. Die 
Haltlosigkeit dieser Ansicht springt in die Augen, ohne dass 
es besonderer Beweise bedarf. 

Eine Ehe ohne Beilager und ohne Geburt eines Kindes 
war dem deutschen Recht gewiss eine völlig gfiltige Ehe. 
Diese beiden Momente sind für die Eheschliessung ohne jeden 
Belang, wenn auch ihr Eintritt gewisse Folgen nach sich 
zieht. Denn diese Folgen sind eben nicht Voraussetzungen 
für die Ehe, sondern Wirkungen, die ebenso wol ausbleiben 
können, ohne dass ihr Fehlen auf den Bestand der Ehe den 
geringsten Einfluss ausübte^). Anders dagegen die Trauung 
Diese begründet die Vormundschaft des Mannes über die 
Frau und da diese Vormundschaft wesentlich zum Begriff der 
Ehe gehört, so ist auch die Trauung, die zugleich das ehe- 
liche Zusammenleben der Gatten herbeiführt, neben der Ver- 
lobung (jas zweite und letzte begriffliche Erfordemiss der 
altdeutschen Ehe: vor ihr besteht keine Ehe, aber mit ihr 
tritt sie auch ein, da durch sie die letzte Voraussetzung er- 
füllt wird, welche das Recht für die Anerkennung einer Ge- 
schlechtsverbindung als Ehe verlangt. 

Das altdeutsche Recht knüpft sonach die Bsgründung einer 
Ehe an zwei Momente: Verlobung und Trauung. Nicht etwa 
zeitlich , so dass mit der Verlobung die eine Hälfte der Wir- 
kungen der Ehe, mit der Trauung die andere einträte, dass 
die Verlobung bereits eine unvollkommene Ehe begründete, 
sondern so, dass die Verlobung unbedingte Voraussetzung der 
Trauung ist; wenn dann die Trauung auf Grund der statt- 
gehabten Verlobung vor sich geht, so tritt auch die vollwirk- 
same Ehe ein mit ihrer im altdeutschen Recht notwendigen 



1) Die Entbehrlichkeit der Standesgleichheit fQr den Begriff der 
Ehe beweist das angelsächsische Recht, welches der Ehefrau nicht das 
Wergeid ihes Mannes, sondern das ihres Vaters giebt. (LL. Henrici 70 
§ 13. 



— 75 — 

Bedingung: der Muntgewalt des Mannes über die Ehe- 
frau '). I 

Die Trauung ist Eheschliessung, weil sie Vollziehung der 
Verlobung ist, und nur wenn sie das ist. Die Verlobung ist 
nicht Beginn der Ehe, aber die rechtliche Grundlage und 
nothwendige Voraussetzung derselben. Die Verlobung ist der 
auf Uebergang des Mundiums und Begründung einer Ehe 
gerichtete Vertrag, der als notwendige Voraussetzung der 
Ehe regelmässig vorhergeht, und dessen Vollzug (Trauung) 
den Beginn der Ehe herbeiführt. 



1) Ganz richtig drückt sich Schröder (E. Gr. I. Einl. § 1 a. £.) aus, 
indem er sagt, die Uehergabe zur Verlobung hinzutretend oder umge- 
kehrt mache die Ehe zur rechten Ehe v. Scheurl (a. a. 0. S. 40) glaubt, 
dass das alte deutsche Recht keine Eheschliessung im heutigen Sinn des 
W'ortps gekannt, sondern das Verhälthiss auf Grund der Verlobung mit- 
tels der Trauung und Heimführung vou selbst habe Ehe werden lassen. 
Die Sache Hegt allerdings so, dass damals die rechtliche Grundlage und 
der Beginn der Ehe auseinander fielen. 
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